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VORWORT 

Entstehung der Pla-
nungshilfe  

Eine gute Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge stellt sicher, dass die Interessen an 

der Siedlungsentwicklung nach innen und die Interessen an der Störfallvorsorge in Einklang gebracht 

werden können.  

Immer wieder auftretende Unsicherheiten im Umgang mit der Störfallvorsorge in Planungsprozessen 

veranlassten das Bundesamt für Raumentwicklung ARE, das Bundesamt für Umwelt BAFU, das Bun-

desamt für Energie BFE, das Bundesamt für Verkehr BAV und das Bundesamt für Strassen Anfang 

2009, eine Planungshilfe zur Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge zu verfassen. Die 

erste Version der Planungshilfe behandelte nur Planungen im Umfeld von Eisenbahnanlagen im Gel-

tungsbereich der Störfallverordnung.  

Am 1. April 2013 trat Artikel 11a der Störfallverordnung vom 27. Februar 1991 (StFV; SR 814.012), 

welcher die Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge im Rahmen der Richt- und Nut-

zungsplanung verlangt, in Kraft. Im Oktober 2013 wurde deshalb eine revidierte Planungshilfe publi-

ziert, die neu auch Risiken von Durchgangsstrassen, stationären Betrieben und von Rohrleitungsan-

lagen für den Transport gasförmiger Brenn- und Treibstoffe beinhaltete. Dabei wurden erste Erfah-

rungen sowie die Entwicklung bei den Vollzugsinstrumenten der Störfallverordnung berücksichtigt. 

Dies führte stellenweise zur Vereinfachung der Anweisungen (insbesondere im Zusammenhang mit 

der Abklärung der Risikorelevanz und der Anpassungen der Nutzungspläne). 

Gründe für die Revi-
sion 

Eine im Auftrag des BAFU und unter Begleitung der Arbeitsgruppe «Neubauten neben Störfallanla-

gen» im Jahr 2015 durchgeführte Wirkungsanalyse zum Vollzug von Artikel 11a StFV und zum Um-

gang mit der Koordination in bestehenden Bauzonen zeigte auf, dass Artikel 11a StFV von den meis-

ten Kantonen zufriedenstellend angewendet wird. Die Wirkungsanalyse hält jedoch auch Verbesse-

rungspotenzial und entsprechende Empfehlungen in Bezug auf die Anpassung der Planungshilfe fest. 

Neben dieser Wirkungsanalyse und ersten Erfahrungen wurden in den letzten Jahren verschiedene 

weitere Arbeiten zur Verbesserung der Koordination – beispielsweise die Erarbeitung von Planungs-

hilfen auf kantonaler Ebene – gestartet.  

Betreffend den Einbezug der Störfallrisiken bei Bauprojekten in bestehenden Bauzonen hat sich Be-

darf für eine Ergänzung der Störfallverordnung ergeben. Deshalb hat der Bundesrat im Jahr 2018 

Artikel 11a Absatz 1 StFV mit der Pflicht der Kantone, die Störfallvorsorge auch bei ihren übrigen 

raumwirksamen Tätigkeiten (neben der Richt- und Nutzungsplanung), also namentlich im Baubewil-

ligungsverfahren, zu berücksichtigen, ergänzt. Mit der in Kapitel 4 vorgeschlagenen Beratung des 

Bauherrn durch die Vollzugsbehörde wird aufgezeigt, wie diese Berücksichtigung im Baubewilli-

gungsverfahren umgesetzt werden kann. 

Mit der Teilrevision des Raumplanungsgesetzes vom 22. Juni 1979 (RPG; SR 700), welche am 1. 

Mai 2014 in Kraft trat, gewann die haushälterische Bodennutzung zusätzlich an Bedeutung. Das neue 

Raumplanungsgesetz verstärkt den Fokus auf die Siedlungsentwicklung nach innen und die Abstim-

mung von Siedlung und Verkehr. Damit wird die räumliche Entwicklung noch stärker in zentrale und 

gut erschlossene Gebiete gelenkt, die potenziell von einem Störfallrisiko betroffen sein können. Aus 

diesen Gründen hat sich die Koordination von Störfallvorsorge und Raumplanung in den letzten Jah-

ren zu einer echten Herausforderung für die betroffenen Akteure entwickelt.  
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Die vorliegende praxisorientierte Planungshilfe legt einen Grundstein, um die Koordination zwischen 

der Raumplanung und anderen raumwirksamen Tätigkeiten (z.B. Neubauten in bestehenden Bauzo-

nen) sowie der Störfallvorsorge im Rahmen des geltenden Rechtes in einem frühen Planungsstadium 

zu fördern. 

 

1 EINLEITUNG 

1.1 Problemstellung und Zielsetzung 

Ausgangslage  Treibstoffe, Brennstoffe, sowie chemische Grundstoffe und Zubereitungen sind für unsere Gesell-

schaft und Wirtschaft notwendig. Die Produktion, die Lagerung und der Transport dieser Güter, in-

nerhalb der bestehenden Verkehrs- und Siedlungsstruktur, sind immer mit Risiken verbunden. Dabei 

eintretende Unfälle, welche erhebliche Auswirkungen auf die Bevölkerung und Umwelt haben, wer-

den als Störfälle bezeichnet. Ein Beispiel eines Störfalls in der Schweiz liefert der Benzin-Güterzugun-

fall in Zürich - Affoltern (1994). Störfälle treten zwar nur selten auf, können aber in besiedelten Ge-

bieten katastrophale Folgen haben. Davon zeugen Ereignisse wie der Unfall eines mit Propylen be-

ladenen Tankfahrzeugs in Los Alfaques (E, 1978), die Feuerwerkexplosion in Enschede (NL, 2000), 

der Chemieunfall in Toulouse (F, 2001), der Chlor-Güterzugunfall in Graniteville, South Carolina 

(USA, 2005), der Propan-Güterzugunfall in Viareggio (I, 2009) oder die Erdgasleitungsexplosion in 

Ghislenghien (BEL, 2014).  

Ziele der Planungs-
hilfe 

Die Planungshilfe soll, in Bezug auf die Anlagen1 im Geltungsbereich der StFV aufzeigen, wie durch 

die Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge in den zentralen Planungsinstrumenten der 

Richt- und Nutzungsplanung: 

 die Siedlungsentwicklung an zweckmässigen Standorten gewährleistet werden kann, ohne die 

Sicherheit der Bevölkerung übermässig zu gefährden; und 

 der Betrieb von Anlagen im Geltungsbereich der Störfallverordnung je nach öffentlichen und pri-

vaten Interessen an der Anlage langfristig gesichert werden kann. 

Dazu wird hier eine Methode zur Verfügung gestellt, mit welcher 

 der Koordinationsbedarf frühzeitig erkannt und die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 

Akteuren umgehend ausgelöst werden kann; 

 möglichst gute Lösungen für die Koordination von Störfallvorsorge und Raumplanung gefunden 

werden können; 

 konsistente und transparente Planungsentscheide sichergestellt werden können. 

Zudem soll die Planungshilfe mit der in Kapitel 4 vorgeschlagenen Beratung des Bauherrn durch die 

Vollzugsbehörde im Baubewilligungsverfahren aufzeigen, wie die von Artikel 11a Absatz 1 StFV ver-

langte Berücksichtigung der Störfallvorsorge bei den übrigen raumwirksamen Tätigkeiten umgesetzt 

werden kann. 

                                                           

1   Der Begriff umfasst dabei nicht nur stationäre Anlagen (Betriebe), sondern auch Eisenbahnanlagen, Durch-
gangsstrassen, Rohrleitungsanlagen und den Rhein.  
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Störfallvorsorge  Artikel 10 des Umweltschutzgesetzes vom 7. Oktober 1983 (USG; SR 814.01) über den Katastro-

phenschutz und die darauf gestützte StFV haben zum Ziel, die Bevölkerung und die Umwelt vor 

schweren Schädigungen infolge von Störfällen zu schützen. Die StFV richtet sich in erster Linie an 

die Inhaber von Störfallanlagen. Im Weiteren richtet sie sich aber auch an die Kantone, welche die 

Verordnung – soweit der Vollzug nicht dem Bund übertragen wurde – zu vollziehen haben. Die Inha-

ber der Störfallanlagen im Geltungsbereich der Störfallverordnung haben die Pflicht, geeignete Si-

cherheitsmassnahmen zu treffen, die zur Verminderung des Risikos beitragen und die nach dem 

Stand der Sicherheitstechnik verfügbar und wirtschaftlich tragbar sind.  

Raumplanung und 
Störfallvorsorge  

Gegenstand der Raumplanung ist die vorausschauende Lösung der räumlichen Konflikte, die sich 

aus der Begrenztheit des Lebensraumes und den vielschichtigen Anforderungen an ihn ergeben. Da 

zwischen Siedlungsentwicklung und Störfallvorsorge Konflikte entstehen können, muss sich die 

Raumplanung damit auseinandersetzen. Artikel 11a Absatz 1 StFV verlangt deshalb von den Kanto-

nen, die Störfallvorsorge in der Richt- und Nutzungsplanung sowie bei ihren übrigen raumwirksamen 

Tätigkeiten zu berücksichtigen. Die Raumplanung stellt Instrumente zur Verfügung, mit welchen die 

Konflikte zwischen den raumplanerischen Interessen und den Interessen der Störfallvorsorge gelöst 

oder entschärft werden können. Es gilt, diese in einem möglichst frühen Stadium der Planung anzu-

wenden. 

 

1.2 Fokus und Anwendungsbereich der Planungshilfe  

Fokus  Im Fokus der Planungshilfe steht die Abstimmung von Planungen bzw. Bauvorhaben und Störfallvor-

sorge. Der Vollzug der Störfallverordnung bei den Störfallanlagen (siehe Kapitel 2.2) wird nur soweit 

thematisiert, wie dies für das Verständnis der Planungshilfe erforderlich ist. Detailliertere Angaben 

finden sich in der einschlägigen Literatur2.  

Anwendungsbereich:  

1. Koordination im 
Planungsverfahren 

In erster Linie zeigt die Planungshilfe auf, wie die nach Artikel 11a Absatz 1-3 StFV erforderliche 

Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge im Rahmen von Planungsverfahren durch die 

zuständigen Planungsträgerinnen angegangen werden soll (siehe Kapitel 3). Die in der Planungshilfe 

vorgeschlagene Koordinationsmethode soll vor allem bei Anpassungen der Nutzungspläne im Umfeld 

von Störfallanlagen (insbesondere bei Ein- und Aufzonungen) angewendet werden. Sie soll aber auch 

bei Richtplananpassungen einbezogen werden (Art. 11a Abs. 1 StFV). Gemeinsam mit der Vollzugs-

behörde, dem Inhaber der Störfallanlage und dem betroffenen Grundeigentümer bzw. Investorin3 

können in all diesen Verfahren Massnahmen festgelegt werden, die langfristig im Interesse aller Be-

teiligten sind.  

2. Beratung im Bau-
bewilligungsverfahren 

Gemäss dem ergänzten Artikel 11a Absatz 1 StFV berücksichtigen die Kantone die Störfallvorsorge 

aber neu auch bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten (neben der Richt- und Nutzungspla-

nung). Gestützt auf diese Bestimmung haben die Kantone Überlegungen dazu anzustellen, wie ge-

währleistet werden kann, dass die Störfallvorsorge auch im Baubewilligungsverfahren auf geeignete 

                                                           

2  BAFU (2018): Handbuch zur Störfallverordnung (StFV). Allgemeiner Teil, Umwelt-Vollzug Nr. 1807, Bern; 
dazugehörige Module (siehe Anhang 7: Weiterführende Literatur). 

3 Der besseren Lesbarkeit halber werden im gesamten Text jeweils nur die männlichen Formen Grundeigen-
tümer und Anlageninhaber sowie die weiblichen Formen Planungsträgerin und Investorin verwendet; die 
entsprechenden weiblichen bzw. männlichen Formen sind selbstverständlich eingeschlossen. 
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Art berücksichtigt wird. Wegen des Störerprinzips können die Bauherren bei Baugesuchen innerhalb 

des Konsultationsbereichs bei rechtskräftigen Bauzonen aber nicht verpflichtet werden, Schutzmas-

snahmen umzusetzen.  

Unter Kapitel 4 wird den Kantonen mit der Beratung des Bauherrn durch die kantonale Vollzugsbe-

hörde eine Methode empfohlen, wie die nach Artikel 11a Absatz 1 StFV erforderliche Berücksichti-

gung der Störfallvorsorge im Baubewilligungsverfahren umgesetzt werden kann. Diese Methode be-

inhaltet eine Information und Beratung des Bauherrn durch die kantonale Vollzugsbehörde bei der 

Planung von Bauten und Anlagen mit einer möglichen relevanten Erhöhung des Risikos in einem 

Konsultationsbereich. Damit kann sichergestellt werden, dass der Bauherr über die mögliche Risiko-

situation seines Vorhabens informiert wird und ihm mögliche geeignete freiwillige Massnahmen auf-

gezeigt werden, mit denen Personen v.a. im Gebäude geschützt werden können. Zudem kann damit 

erreicht werden, dass auch der Inhaber der Störfallanlage frühzeitig informiert wird, sodass er seiner 

Verpflichtung zur Nachführung des Kurzberichtes oder der Risikoermittlung nach Artikel 8a StFV op-

timal nachkommen kann.  

Es ist den Kantonen unbenommen, die nach Artikel 11a Absatz 1 StFV erforderliche Berücksichtigung 

der Störfallvorsorge bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten, namentlich im Baubewilligungs-

verfahren, mit einem anderen Ansatz umzusetzen, solange dieser rechtskonform ist. 

Abgedeckte Risiken Nach Artikel 2 Absatz 5 StFV wird das Störfallrisiko bestimmt durch das Ausmass der möglichen 

Schädigungen der Bevölkerung und der Umwelt infolge von Störfällen und deren Wahrscheinlichkeit. 

Die Planungshilfe deckt nur die möglichen Schädigungen der Bevölkerung, also die sogenannten 

Personenschäden, ab. Die möglichen Schädigungen der Umwelt spielen bei der Koordination von 

Raumplanung und Störfallvorsorge grundsätzlich keine Rolle. Biologische Risiken werden ebenfalls 

nicht berücksichtigt. 
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2 GRUNDLAGEN 

2.1 Raumplanungsrecht 

Grundsätze 

 

Bund, Kantone und Gemeinden stimmen ihre raumwirksamen Tätigkeiten aufeinander ab und ver-

wirklichen, im Sinne einer haushälterischen Bodennutzung, eine auf die erwünschte Entwicklung des 

Landes ausgerichtete Ordnung der Besiedlung (Art. 1 Abs. 1 RPG). Sie unterstützen mit Massnahmen 

der Raumplanung insbesondere die Bestrebungen, die Siedlungsentwicklung nach innen zu lenken 

(Art. 1 Abs. 2 Bst. abis RPG). Die mit Planungsaufgaben betrauten Behörden achten darauf, dass 

Massnahmen zur besseren Nutzung der brachliegenden oder ungenügend genutzten Flächen in 

Bauzonen und der Möglichkeiten zur Verdichtung der Siedlungsfläche getroffen werden (Art. 3 Abs. 

3 Bst. abis RPG).  

Gesteuert wird die räumliche Entwicklung durch eine weitgehende Planungspflicht (Art. 2 Abs. 1 RPG) 

sowie durch eine umfassende raumplanerische Interessenabwägung (Art. 3 RPV) vor dem Planungs-

entscheid. Alle unter Artikel 1 und 3 RPG festgehaltenen Ziele und Grundsätze der Raumplanung 

sowie sämtliche übrigen direkt oder indirekt raumrelevanten öffentlich-rechtlichen Normen dienen als 

Leitlinien für die Interessenabwägung. Dazu gehören auch die umweltrechtlichen Bestimmungen. Das 

genaue Vorgehen bei der Interessenabwägung ist von Artikel 3 RPV vorgegeben und kann als fol-

gendes 3-Schritte-Schema zusammengefasst werden: 1. Ermitteln der Interessen, 2. Beurteilen der 

ermittelten Interessen, 3. Optimieren der ermittelten und beurteilten Interessen (die Abwägung im 

engeren Sinn)4. 

Planungsinstrumente Bei den Planungsinstrumenten unterscheidet man grundsätzlich zwischen Konzepten und Sachplä-

nen des Bundes (Art. 13 RPG), Richtplänen der Kantone (Art. 6 ff. RPG) sowie Nutzungsplänen der 

Gemeinden oder der Kantone (Art. 14 ff. RPG).  

Mit Konzepten und Sachplänen kommt der Bund seiner Planungspflicht bei der Erfüllung der ihm von 

der Bundesverfassung zugewiesenen raumwirksamen Sachaufgaben nach. Sachpläne werden vom 

Bundesrat verabschiedet und sind behördenverbindlich.  

Die kantonalen Richtpläne werden von den Kantonen erlassen und vom Bundesrat genehmigt. Sie 

koordinieren die raumwirksamen Tätigkeiten im gesamten Gebiet eines Kantons und steuern diese 

über längere Zeit, wobei die Richtpläne überprüft und nötigenfalls angepasst werden müssen, wenn 

sich die Verhältnisse geändert haben, sich neue Aufgaben stellen oder gesamthaft eine bessere Lö-

sung möglich ist (Art. 9 Abs. 2 RPG). Sie sind ebenfalls behördenverbindlich. Neben den kantonalen 

Richtplänen kommen in den meisten Kantonen auch regionale und kommunale Richtpläne zur An-

wendung. 

Der Nutzungsplan legt, entsprechend der Richtplanung und unter Berücksichtigung des geltenden 

Rechts, Art und Mass der zulässigen Bodennutzung parzellengenau und grundeigentümerverbindlich 

fest. 

Baubewilligung Bauten und Anlagen dürfen nur gestützt auf eine Baubewilligung errichtet werden (Art. 22 Abs. 1 

RPG). Mit der Baubewilligung wird abgeklärt, ob Bauten und Anlagen der im Nutzungsplan vorgese-

henen Art und Mass der Nutzung entsprechen. Sie dient also der Planverwirklichung. Das Pendant 

der Baubewilligung auf Bundesstufe ist die Plangenehmigung. 

                                                           

4 Tschannen, Interessenabwägung bei raumwirksamen Vorhaben, URP 2018-2, S. 120 
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Einbezug von Stör-
fallrisiken in die 
Raumplanung 

Der Planungsgrundsatz von Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe b RPG besagt, dass Wohngebiete vor 

schädlichen oder lästigen Einwirkungen möglichst verschont werden sollen. Er weist implizit darauf 

hin, dass Störfallrisiken in die umfassende raumplanerische Interessenabwägung einzubeziehen sind.  

Gemäss Artikel 11a Absatz 1 StFV ist entsprechend vorgeschrieben, dass die Kantone die Störfall-

vorsorge in der Richt- und Nutzungsplanung sowie bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten be-

rücksichtigen müssen.  

Pflichten des Inha-
bers und des Ge-
meinwesens 

 

Die StFV verpflichtet die Inhaber der Störfallanlage, für alle Vorsorgemassnahmen zur Senkung des 

von seiner Störfallanlage ausgehenden Risikos in der gefährdeten Umgebung aufzukommen (sog. 

Störerprinzip). Der Inhaber der Störfallanlage hat daher grundsätzlich keinen Anspruch darauf, dass 

das Schadenpotenzial in der Umgebung der Störfallanlage nicht anwächst. Das heisst, planerische 

Entwicklungen, die gestützt auf eine raumplanerische Interessenabwägung gemäss den Beurtei-

lungskriterien zur StFV zu einer Verschiebung des Risikos in den untragbaren oder sogar in den nicht 

akzeptablen Bereich führen, sind theoretisch möglich. Das Gemeinwesen muss aber nach Artikel 11a 

StFV die Störfallvorsorge in seiner umfassenden raumplanerischen Interessenabwägung berücksich-

tigen und damit auch das Interesse am Weiterbestand der Störfallanlage, insbesondere wenn diese 

im öffentlichen Interesse betrieben wird. 

Kosten/Entschädi-
gung 

Ob ein Entscheid bei der Nutzungsplanung Entschädigungsfolgen nach sich zieht, beurteilt sich nach 

den üblichen Regeln des Enteignungsrechts. Ein aufgrund der Koordination von Raumplanung und 

Störfallvorsorge begründeter Verzicht auf eine Ein- oder Aufzonung in der Umgebung einer Störfall-

anlage hat in den meisten Fällen keine Entschädigungspflicht zur Folge, denn es gibt in der Regel 

keinen Rechtsanspruch auf die Zuweisung zu einer Bauzone oder auf eine möglichst wertschöpfungs-

starke Grundstücksausnützung. Ebenso hat ein Grundeigentümer keinen Anspruch auf Entschädi-

gung der Kosten für Risikoabschätzungen sowie -abklärungen und dgl., die sich aufgrund von Artikel 

11a StFV als notwendig erweisen. 

Anders sind Fälle zu beurteilen, in denen – anlässlich einer Anpassung des Nutzungsplans – die 

Ausschöpfung der gemäss rechtsgültigem Nutzungsplan möglichen Nutzung erheblich – im Grade 

einer materiellen Enteignung5 – eingeschränkt wird, mit dem Ziel Störfallvorsorge zu betreiben. Aller-

dings müsste bei einer derart massiven Einschränkung bestehender Nutzungsmöglichkeiten vorgän-

gig die Vereinbarkeit mit dem Störerprinzip nachgewiesen werden. 

 

2.2 Grundsätze der Störfallvorsorge 

Störfallverordnung Das Ziel der sich auf Artikel 10 USG beziehenden Störfallverordnung besteht darin, die von den Stör-

fallanlagen ausgehenden Risiken für die Umgebung mit allen dem Inhaber verfügbaren verhältnis-

mässigen Massnahmen zu vermindern und gesellschaftlich tragbar zu halten. Störfallanlagen dürfen 

nur dann betrieben bzw. erstellt werden, wenn die Risiken gemäss StFV tragbar sind. Mit dem Inkraft-

treten der StFV am 1. April 1991 wurden die methodischen Hilfsmittel für eine einheitliche Risikobe-

wertung bereitgestellt.  

                                                           

5  Näheres dazu in: Muggli (2007): Rechtliche Möglichkeiten der Koordination des Störfallvorsorgerechts mit 
dem Raumplanungsrecht, Rechtsgutachten, Ziff. 4.2.2, 5.2.3. 
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Durch Siedlungsentwicklungen in der Umgebung einer Störfallanlage, d.h., wenn sich die Anzahl Per-

sonen erhöht, die im Falle eines Störfalls betroffen wären, kann sich das Risiko erheblich erhöhen. 

Dies kann so weit gehen, dass die notwendigen Massnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit für 

den Inhaber sehr aufwendig werden oder von ihm aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen gar 

nicht mehr getroffen werden können. Diese Entwicklung stellt auch für die Raumplanung eine Her-

ausforderung dar.  

Gemäss Artikel 11a StFV haben die Kantone die Störfallvorsorge in ihrer Richt- und Nutzungsplanung 

sowie bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten frühzeitig zu berücksichtigen. Die Vollzugsbe-

hörde6 muss bei Betrieben, Verkehrswegen und Rohrleitungsanlagen den angrenzenden Bereich be-

zeichnen, in dem die Erstellung neuer Bauten und Anlagen zu einer erheblichen Erhöhung des Risikos 

führen kann. 

Überblick über das 
Kontroll- und Beurtei-
lungsverfahren nach 
StFV 

Die Inhaber haben der Vollzugsbehörde nach Artikel 23 StFV (bei den meisten Betrieben und bei den 

übrigen Durchgangsstrassen eine kantonale Amtsstelle, bei den Eisenbahnanlagen, Nationalstras-

sen, Rohrleitungsanlagen und Militäranlagen eine Bundesstelle7) alle Unterlagen zu liefern, die als 

Grundlage für ihre Entscheide im Rahmen des nachfolgend beschriebenen Kontroll- und Beurteilungs-

verfahrens (siehe Abbildung 1) dienen können8.  

Erstellung des Kurz-
berichts 

Im ersten Schritt hat der Inhaber in einem Kurzbericht Angaben zur Störfallanlage und ihrer Umge-

bung, zum Gefahrenpotenzial (in Betrieben geht es um die möglichen Höchstmengen an Stoffen, Zu-

bereitungen oder Sonderabfällen auf dem Betriebsareal) und zu den Sicherheitsmassnahmen zu ma-

chen. Er hat zudem anhand von Störfallszenarien eine Einschätzung des maximalen Ausmasses der 

möglichen Schädigungen der Bevölkerung oder der Umwelt infolge von Störfällen oder bei Verkehrs-

wegen und Rohrleitungsanlagen, der Häufigkeit von Störfallen mit solchen schweren Schädigungen, 

vorzunehmen. Als schwere Schädigung der Bevölkerung gilt nach den Beurteilungskriterien zur StFV 

ein Schadenausmass von 10 oder mehr Todesopfern oder in begründeten Ausnahmefällen 100 oder 

mehr Verletzten9.  

Beurteilung des 
Kurzberichts 

Die Vollzugsbehörde prüft und beurteilt den Kurzbericht. Sie beurteilt, ob die Sicherheitsmassnahmen 

nach Artikel 3 StFV getroffen worden sind. Aufgrund der erwähnten Einschätzung beurteilt sie des 

Weiteren, ob die Annahme zulässig ist, dass schwere Schädigungen nicht zu erwarten sind (bei Be-

trieben) bzw. dass die Wahrscheinlichkeit, mit der ein Störfall mit schweren Schädigungen eintritt, 

hinreichend klein ist (bei Verkehrswegen und Rohrleitungsanlagen). 

 

 

                                                           

6  In dieser Planungshilfe bezeichnet der Begriff Vollzugsbehörde (in der Einzahl) immer die Vollzugsbehörde 
gemäss Artikel 23 Absatz 1 und 2 StFV. 

7 Eisenbahnanlagen: Bundesamt für Verkehr (BAV), Nationalstrassen; Bundesamt für Strassen (ASTRA), 
Rohrleitungsanlagen: Bundesamt für Energie (BFE), Militäranlagen: Generalsekretariat des Departements für 
Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (GS VBS) 

8  Die Aufgaben der Inhaber und der Vollzugsbehörden werden im Handbuch des BAFU zur Störfallverordnung 
(StFV) erläutert (vgl. Fussnote 2).  

9 Gemäss den Beurteilungskriterien zur StFV ist der Schadenindikator «Verletzte» nur in begründeten Ausnah-
mefällen anzuwenden. 
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 Abbildung 1: Kontroll- und Beurteilungsverfahren 

 

 

Erstellung und Prü-
fung der Risikoer-
mittlung 

Falls von der Vollzugsbehörde verfügt, erstellt der Inhaber eine Risikoermittlung. Darin ergänzt er die 

Angaben des Kurzberichts detailliert und weist das Risiko quantitativ aus (Art. 6 StFV). Die Vollzugs-

behörde prüft die Risikoermittlung (Art. 7 StFV). Nach einer allfälligen Interessenabwägung zwischen 

Schutzbedürfnissen der Bevölkerung, privatem und öffentlichem Interesse an der Störfallanlage (An-

hörung der Fachstellen des Bundes und der betroffenen Kantone), beurteilt die Behörde die Tragbar-

keit des Risikos. Ist das Risiko nicht tragbar, legt die Vollzugsbehörde unter Berücksichtigung der 

Interessenabwägung ein Ziel für die anzustrebende Reduktion des Risikos fest. 

Anordnung von          
zusätzlichen               
Sicherheitsmassnah-
men 

Wird die angestrebte Reduktion des Risikos nicht erreicht, bleibt das Risiko nicht tragbar, weshalb die 

Vollzugsbehörde gemäss Artikel 8 StFV die erforderlichen zusätzlichen Sicherheitsmassnahmen an-

ordnet. Im Unterschied zu den Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 3 StFV tritt dabei das Kriterium 

der wirtschaftlichen Tragbarkeit in den Hintergrund. 

Kollektivrisiko Die Beurteilung des Personenrisikos erfolgt auf der Basis des Kollektivrisikos. Dabei werden die Wahr-

scheinlichkeiten betrachtet, dass Ereignisse ein bestimmtes Ausmass (Anzahl Todesopfer) haben. 

Für ein bestimmtes Ereignis hängen die Ausmasse von der Bevölkerungsdichte in der Umgebung der 

Störfallanlage ab: das entsprechende kollektive Risiko steigt mit zunehmender Bevölkerungsdichte in 

der Umgebung.  

Darstellung des Risi-
kos im W/A-Dia-
gramm 

Das Kollektivrisiko wird für einen Betrieb bzw. bei Verkehrswegen und Rohrleitungsanlagen für ein 

Streckensegment als so genannte Summenkurve ermittelt und in einem Wahrscheinlichkeits-Aus-

mass-Diagramm (W/A-Diagramm, siehe Abbildung 2) aufgetragen. Die Summenkurve gibt an, mit 

welcher auf der vertikalen Achse des W/A-Diagramms abzulesenden Wahrscheinlichkeit ein bestimm-

Inhaber erstellt einen Kurzbericht 

Behörde prüft und beurteilt Kurzbericht 
  Sind schwere Schädigungen nicht zu erwarten, 

oder ist die Wahrscheinlichkeit eines Störfalls 
mit schweren Schädigungen hinreichend klein, 

so ist das Verfahren hier abgeschlossen. 

Ist das Risiko tragbar, so ist das Verfahren 
hier abgeschlossen 

Inhaber erstellt Risikoermittlung 

Behörde prüft und beurteilt Risikoermittlung 
 

Behörde verfügt Risikoermittlung 

Behörde verfügt zusätzliche Sicherheits-
massnahmen 
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tes, auf der horizontalen Achse abzulesendes Ausmass erreicht oder überschritten wird. Für die Quan-

tifizierung des Ausmasses wird ein Störfallwert verwendet: ein Wert von 0.3 entspricht z. B. einem 

Ausmass von 10 Todesopfern, ein Wert von 0.6 entspricht einem Ausmass von 100 Todesopfern.  

Abbildung 2: W/A-Diagramm mit Summenkurve 

 

 

Beurteilung Tragbar-
keit des Risikos 

Das W/A-Diagramm zur Beurteilung der Tragbarkeit des Risikos (siehe Abbildung 3) ist in vier Berei-

che unterteilt: 

 Bereich der nicht schweren Schädigungen: weniger als 10 Todesopfer oder in begründeten Aus-

nahmefällen 100 Verletzte10,  

 Akzeptabler Bereich: Liegt die Summenkurve vollständig im akzeptablen Bereich des W/A-Dia-

gramms (helle Summenkurve), ist das Risiko tragbar. 

 Übergangsbereich: Befindet sich die Summenkurve teilweise im Übergangsbereich (gestrichelte 

Summenkurve), wird die Tragbarkeit des Risikos aufgrund einer Interessenabwägung beurteilt. 

Beurteilt die Vollzugsbehörde das Risiko als nicht tragbar, verlangt die Vollzugsbehörde zusätzli-

che Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 8 StFV, um die Summenkurve zu senken. 

 Nicht akzeptabler Bereich: Befindet sich die Summenkurve teilweise über der Akzeptabilitätslinie 

(dunkle Summenkurve) verlangt die Vollzugsbehörde ohne Interessenabwägung zusätzliche Si-

cherheitsmassnahmen nach Artikel 8 StFV, um die Summenkurve mindestens vollständig in den 

Übergangsbereich zu senken. 

 

 

 

 

 

                                                           

10  BAFU (2018): Handbuch zur Störfallverordnung (StFV). Allgemeiner Teil, Umwelt-Vollzug Nr. 1807, Bern; 
dazugehörige Module (Siehe Anhang 7: Weiterführende Literatur) 
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Abbildung 3: W/A-Diagramm mit Summenkurven und Beurteilungskriterien 

 

 

Veränderung Kol-
lektivrisiko durch Zu-
nahme der Bevölke-
rungsdichte 

Abbildung 4 zeigt vereinfacht ein Beispiel eines W/A-Diagramms, in welchem das Kollektivrisiko für 

eine bestehende Situation (Linie hell) und für die Situation nach Zunahme der Bevölkerungsdichte 

(Linie dunkel) dargestellt sind. Die Wahrscheinlichkeiten der einzelnen Ereignisse, die zum Tod eines 

Anteils der anwesenden Personen führen könnten, ändern sich aufgrund einer Erhöhung der Bevöl-

kerungsdichte nicht. Die Ausmasse hingegen erhöhen sich und zwar je nach Szenarium in unter-

schiedlichem Masse. 

Abbildung 4: Einfluss auf das Kollektivrisiko bei Zunahme der Bevölkerungsdichte  

 

 

Sicherheitsmassnah-
men an der Quelle 

Um die Risiken in der heutigen Situation tragbar zu halten, werden Sicherheitsmassnahmen im Rah-

men des Vollzugs der StFV von Inhabern der Störfallanlagen getroffen. Diese Massnahmen können 

je nach Störfallanlage vielfältig ausfallen. Die Tabelle im Anhang 3 gibt eine Übersicht der für die 

Störfallvorsorge besonders wirksamen Sicherheitsmassnahmen an der Quelle. 
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2.3 Die raumplanungsrelevanten Störfallanlagen in der Schweiz 

Grundsatz 

 

Als raumplanungsrelevante Störfallanlagen werden diejenigen Anlagen bezeichnet, die aufgrund ih-

res Gefahrenpotenzials signifikante Gefahrenquellen für die Bevölkerung ausserhalb der Störfallan-

lagen darstellen und somit mit einem Konsultationsbereich zu versehen sind. Alle weiteren Störfall-

anlagen sind im Sinn dieser Planungshilfe nicht raumplanungsrelevant. 

Betriebe 

 

Bei den Betrieben sind grundsätzlich alle Störfallanlagen raumplanungsrelevant, die infolge eines 

Störfalls Auswirkungen ausserhalb des Betriebsareals verursachen können. Die Vollzugsbehörden 

für die StFV sind aufgrund ihrer Beurteilung der Kurzberichte in der Lage, diese Betriebe ohne zu-

sätzlichen Aufwand zu ermitteln.  

Betriebe, die aufgrund umweltgefährdender Stoffe oder aufgrund ihres biologischen Gefahrenpoten-

zials in den Geltungsbereich der StFV fallen (Art. 1 Abs. 2 Bst. b StFV), gelten nicht als raumpla-

nungsrelevant und sind nicht mit einem Konsultationsbereich zu versehen. 

Eisenbahnanlagen Als raumplanungsrelevant werden diejenigen Eisenbahnanlagen (Streckenabschnitte und Güterver-

kehrsanlagen) bezeichnet, die aufgrund des Gefahrguttransportes signifikante, mittel- bis langfristig 

bestehende Gefahrenquellen darstellen, sodass die Störfallvorsorge im Rahmen der Raumplanung 

berücksichtigt werden muss. Die der StFV unterstellten Streckenabschnitte werden in Anhang 1.2a 

StFV definiert und auf dem Geoportal des Bundes veröffentlicht.   

Durchgangsstrassen Bei den Durchgangsstrassen (ohne Tunnelstrecken) sind, unter Berücksichtigung der unterschiedli-

chen Ausbaustandards, folgende Störfallanlagen raumplanungsrelevant: 

 die mindestens 4-spurigen Autobahnen (nationale sowie kantonale Autobahnen mit mindestens 

4 richtungsgetrennten Fahrspuren) mit einem durchschnittlichen täglichen Verkehr (DTV)  

50‘000, sowie 

 alle anderen Durchgangsstrassen im Geltungsbereich der StFV (nationale sowie kantonale Au-

tostrassen mit weniger als 4 Fahrspuren, 1- bis 3-stellig nummerierte Hauptstrassen (vgl. Durch-

gangsstrassenverordnung vom 18. Dezember 1991) sowie der StFV unterstellte wichtige Ge-

meindestrassen) mit einem DTV  20‘00011. 

Rhein Als raumplanungsrelevant gilt auch der Rhein im Geltungsbereich der StFV (Art. 1 Abs. 2 Bst. e 

StFV), soweit darauf gefährliche Güter nach der Verordnung vom 2. März 2010 über die Beförderung 

gefährlicher Güter auf dem Rhein (ADNR; SR 747.224.141) transportiert oder umgeschlagen werden. 

  

                                                           

11 Die Kantone können in hoch verdichteten Gebieten bereits ab einem DTV  10'000 einen Konsultationsbe-
reich ausscheiden.  
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Rohrleitungsanlagen 

 

Bei den Rohrleitungsanlagen sind diejenigen Anlagen, die nach Anhang 1.3 StFV in den Geltungs-

bereich der Störfallverordnung fallen, raumplanungsrelevant. Die nachfolgende Abbildung 5 enthält 

eine Karte der raumplanungsrelevanten Erdgashochdruckleitungen. Raumplanungsrelevant sind 

daneben aber auch Rohrleitungsanlagen zur Beförderung flüssiger Brenn- oder Treibstoffe.  

Abbildung 5: Die raumplanungsrelevanten Erdgashochdruckleitungen in der Schweiz 
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3 KOORDINATION IM PLANUNGSVERFAHREN 

3.1 Überblick 

Ziele Die vorgeschlagene Methode zur Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge im Konsul-

tationsbereich von raumplanungsrelevanten Störfallanlagen dient der Umsetzung der Koordinati-

onspflicht in der Richt- und Nutzungsplanung nach Artikel 11a Absatz 1 bis 3 StFV. Die Methode 

besteht aus einem pragmatischen Hilfsmittel zur systematischen Prüfung des Handlungsbedarfs 

bei einer Plananpassung (Erarbeitung oder Anpassung eines kantonalen, regionalen oder kommu-

nalen Richtplans, Anpassung eines Nutzungsplans etc.). Wo ein Handlungsbedarf ermittelt wird, 

unterstützt die Methode die Wahl von allfälligen Massnahmen. Dabei stehen möglichst einfache und 

wenig einschränkende Massnahmen im Vordergrund, sowohl was die Sicherheitsmassnahmen 

nach Artikel 3 StFV als auch die einfachen Schutzmassnahmen in der Umgebung der Störfallanlage 

(raumplanerische und bauliche Massnahmen) anbelangt.  

Ablauf 

 

Die Methode (siehe Abbildung 6) beinhaltet die folgenden vier Schritte: 

Die Schritte A und B stellen eine einfache Triage aufgrund des Standorts und der Risikorelevanz 

der beabsichtigten Plananpassung dar. Damit lässt sich schnell sicherstellen, dass bei allfälligen 

risikorelevanten Entwicklungen die Aspekte der Störfallvorsorge durch eine Koordination frühzeitig 

in der Planung berücksichtigt werden.  

Dadurch lässt sich auch vermeiden, dass nicht risikorelevante Plananpassungen durch zusätzliche 

Abklärungen belastet werden. Die Schritte A und B sollen von der Planungsträgerin12 selbst erledigt 

werden. 

Im Schritt C geht es um die Evaluation der möglichen Massnahmen zur Senkung des Risikos bei 

risikorelevanten Plananpassungen, wobei sowohl Sicherheitsmassnahmen, die vom Inhaber der 

Störfallanlage aufgrund der StFV zu treffen wären, als auch Schutzmassnahmen ausserhalb der 

Störfallanlagen in Betracht gezogen werden. Auch für Schritt C ist in erster Linie die Planungsträ-

gerin zuständig; er findet aber unter Einbezug der Vollzugsbehörde nach Artikel 23 Absatz 1 StFV 

statt, welche nach Artikel 11a Absatz 3 StFV zwingend anzuhören ist, wenn es sich um eine risiko-

relevante Änderung einer Richt- oder Nutzungsplanung handelt.  

Schritt D beinhaltet die umfassende raumplanerische Interessenabwägung nach Artikel 3 RPV und 

den Entscheid der Planungsträgerin. Ist das Risiko unter Berücksichtigung der möglichen Mass-

nahmen tragbar oder fällt bei untragbarem Risiko die raumplanerische Interessenabwägung zu 

Gunsten der vorgesehenen Plananpassung aus, beschliesst in diesem Schritt die Planungsträgerin 

die Planänderung und legt die im Hinblick auf die Anpassung allfällig erforderlichen Schutzmass-

nahmen fest. In Koordination mit dem planerischen Entscheid legt die Vollzugsbehörde allfällige 

Sicherheitsmassnahmen bei der Störfallanlage fest.  

Zeitliche Einbindung 
in das Planerlass-
verfahren 

Die Schritte A bis D.1 des Koordinationsprozesses sollten in der Entwurfsphase der Planung statt-

finden, da insbesondere die Massnahmenevaluation Einfluss auf die Inhalte der Planung haben 

kann. Das heisst, die offiziellen Planverfahrensschritte (Mitwirkung, Vorprüfung, öff. Auflage etc.) 

                                                           

12 Als Planungsträgerin wird im Folgenden diejenige Behörde bezeichnet, die von Gesetzes wegen die Pla-
nungskompetenz innehat, über mögliche Varianten und Massnahmen entscheiden kann und schlussendlich 
über die Planung beschliesst. Im Bereich der Nutzungsplanung ist in der Regel die Gemeinde Planungsträ-
gerin. Nicht gemeint mit Planungsträgerin ist die kantonale Plangenehmigungsbehörde nach Art. 26 RPG. 
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sollten erst nach Abschluss von Schritt D.1 an die Hand genommen werden. Grundsätzlich wird 

empfohlen, die Koordination mit der Störfallvorsorge möglichst frühzeitig an die Hand zu nehmen. 

Bspw. kann es sinnvoll sein, diese bereits im Rahmen von vorgelagerten Planungsarbeiten wie 

konzeptionellen Planungen, räumlichen Leitbildern, Testplanungen, Wettbewerben etc. zu berück-

sichtigen.  
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3.2 Methode der Koordination 

3.2.1 Ablaufschema 

Abbildung 6: Ablaufschema 
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Kantonale  
Umsetzung 

Da empfohlen wird, dass der vorliegende Koordinationsablauf von allen Kantonen und in allen 

kantonalen, regionalen und kommunalen Planungsverfahren13 stufengerecht (vgl. Ziff. 3.3 und 

3.4 hiernach) angewendet wird, kann es aus Sicht des Bundes sinnvoll sein, den Koordinations-

ablauf entsprechend den jeweiligen konkreten kantonsspezifischen Abläufen und Zuständigkeiten 

mit eigenen Planungshilfen zur Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge zu konkreti-

sieren. Die Kantone Luzern, Zürich, Bern und Genf verfügen bereits über kantonale Planungshil-

fen. Der Kanton Basel-Stadt hat eine verwaltungsinterne Weisung zur Koordination von Störfall-

vorsorge und Raumplanung erlassen.14 

Rolle und Fachwis-
sen de Planungsträ-
gerin 

Verantwortlich für die Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge ist zur Hauptsache die 

für die Planung verantwortliche Behörde, also die Planungsträgerin. Fehlt ihr für gewisse störfall-

spezifische Schritte wie bspw. die Erstellung der Risikoabschätzung das Fachwissen, gibt sie ei-

nen entsprechenden Expertenbericht bei einem fähigen Beratungsbüro in Auftrag, wie dies auch 

bei anderen Umweltthemen in der Planung üblich ist (z. B. Lärmgutachten). Für die Kosten dieser 

Gutachten hat sie selbst aufzukommen. Bei projektbezogenen Planungen und Arealentwicklun-

gen wird sie die Kosten in der Regel auf den Grundeigentümer überwälzen können. Es ist grund-

sätzlich nicht Aufgabe der Vollzugsbehörde, selber Risikoabschätzungen und dgl. vorzunehmen. 

Die Vollzugsbehörde steht aber der Planungsträgerin bei der Massnahmenevaluation, der Risiko-

abschätzung und der Risikoabklärung beratend zur Seite. 

Planungsvereinba-
rung 

Bei vergleichsweise grösseren risikorelevanten Planungen im Konsultationsbereich empfiehlt sich 

der Abschluss einer Planungsvereinbarung zwischen der Planungsträgerin, dem planenden 

Grundeigentümer bzw. Investorin und dem Inhaber der Störfallanlage. Zudem sollte eine gestützt 

auf die geplanten Massnahmen und das zu erreichende Risikoziel erarbeitete positive Stellung-

nahme der zuständigen Vollzugsbehörde vorliegen.  

Namentlich bei konkreten grösseren oder komplexen Vorhaben (Umstrukturierungen, Arealent-

wicklungen etc.) kann sich eine Planungsvereinbarung für eine gute Koordination als sinnvoll er-

weisen. In dieser kann bspw. vereinbart werden, wie das gemeinsame Vorgehen aussehen soll, 

welche Risikoerhöhung als zulässig erachtet wird sowie wer allfällige Massnahmen trifft und deren 

Kosten trägt. Insbesondere kann ein Grundeigentümer bzw. eine Investorin sich darin zwecks 

Reduktion des Risikos verpflichten, die Finanzierung gewisser Sicherheitsmassnahmen bei der 

Störfallanlage zu übernehmen. Möglich ist es auch, neben dem planenden Grundeigentümer wei-

tere Grundeigentümer in die Planungsvereinbarung einzubinden; dies kann namentlich bei an-

grenzenden unbebauten Grundstücken zwecks Kontrolle der künftigen Risikosituation Sinn ma-

chen. 

Grundlagen für die Planungsvereinbarung bilden einerseits die Entwicklungsabsichten der Pla-

nungsträgerin sowie des Grundeigentümers und andererseits eine erste Stellungnahme der Voll-

zugsbehörde zur Tragbarkeit der zu erwartenden Risikoerhöhung sowie eine Einschätzung zum 

                                                           

13 Kantonale, regionale und kommunale Richt- und Nutzungsplanung, namentlich Gesamtortsplanungsrevi-
sionen, einzelne Nutzungsplanänderungen und Sondernutzungsplanungen (vgl. Art. 11a Abs. 3 StFV, 
der bei Änderungen von Richt- oder Nutzungsplanungen im Koordinationsbereich eine Stellungnahme 
der Vollzugsbehörde verlangt) 

14 vgl. zu den kantonalen Grundlagen das Literaturverzeichnis unter Anhang 7 hinten  
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allfälligen Bedarf an Sicherheitsmassnahmen durch den Inhaber der Störfallanlage. Mit dem Ab-

schluss einer Planungsvereinbarung können die Beteiligten Planungssicherheit für den nachfol-

genden Planungsprozess erreichen. Als sinnvoller Zeitpunkt für den Abschluss einer Planungs-

vereinbarung empfiehlt sich der Start von Schritt C, also der Beginn der Phase der Massnah-

menevaluation. Anhang 5 enthält ein Musterbeispiel einer Planungsvereinbarung.  

3.2.2 Schritt A: Triage aufgrund des Standorts 

 Plananpassung im Konsultationsbereich?  

(Nein  Keine weitere Koordination erforderlich; Ja  Schritt B) 
 

Planungsträgerin 
prüft Standort der 
Plananpassung  

Im Rahmen des Vollzugs der StFV bezeichnet die Vollzugbehörde gemäss Artikel 11a Absatz 2 

StFV bei raumplanungsrelevanten Störfallanlagen den angrenzenden Bereich, in dem die Planung 

und die Erstellung neuer Bauten und Anlagen zu einer erheblichen Erhöhung des Risikos führen 

kann. Dieser Bereich wird im Folgenden «Konsultationsbereich» genannt. Es wird empfohlen, 

dass die Planungsträgerin bereits vor, aber spätestens bei einer beabsichtigten15 Plananpassung 

in der Umgebung einer raumplanungsrelevanten Störfallanlage prüft, ob sich das von der Planung 

betroffene Gebiet ganz oder teilweise innerhalb des Konsultationsbereichs befindet. Trifft dies zu, 

so sollte die Planungsträgerin prüfen, ob sich ein alternativer Standort anbietet oder, wenn dies 

nicht der Fall ist, gemäss Schritt B beurteilen, ob eine Koordination mit der Störfallvorsorge erfor-

derlich ist. 

Festlegung des Kon-
sultationsbereichs 

 

 

 

 

 

 

Ein Störfall auf dem Gelände einer raumplanungsrelevanten Störfallanlage kann in der angren-

zenden Umgebung ab einer gewissen Dichte der Bevölkerung schwere Schädigungen verursa-

chen. Es wird empfohlen, den Konsultationsbereich aufgrund der Wirkdistanzen bei Störfällen mit 

hohen Letalitäten16 wie folgt festzulegen: 

Der Konsultationsbereich ist in der Regel der Bereich, der sich aus einem Abstand von 100 m zur 

Anlage im Geltungsbereich der Störfallverordnung (zum Betrieb17 bzw. zum Bahn-, Strassen- oder 

Rohrleitungskörper) ergibt18. Für Betriebe und Rohrleitungen, bei denen grössere Freisetzungen 

möglich sind19, ist es der Bereich, der sich auf gleicher Weise aus einem Abstand von 300 m ergibt 

(vgl. die entsprechende Karte auf dem Geoportal des Bundes20). 

                                                           

15  Es ist wichtig, bereits in einem frühen Planungsstadium (z. B. Vorabklärung eines künftigen Projekts) 
Verbindung mit dem Inhaber der Störfallanlage aufzunehmen. 

16 Die Letalität bezeichnet den Anteil der Personen im Einflussbereich einer Störfallanlage, die bei einem 
Störfall tödlich verletzt wird. 

17 Bei Betrieben sollten die Abstände ab den Grenzen der Betriebsareale und nicht ab den tatsächlichen 
Gefahrenquellen gemessen werden. Demgegenüber wird der Überprüfungsbereich bei Betrieben in der 
Regel im Mittelpunkt des Betriebsareals platziert (Anhang 1, Fussnote 39). 

18  In Bahnhöfen, Abstand zu den Gleisen, auf denen der Transport gefährlicher Güter stattfindet. 

19  Aufgrund einer vom BAFU vorgenommenen Auswertung von Daten des eidg. Risikokatasters kann man 
davon ausgehen, dass es in der Praxis in erster Linie um Betriebe gehen wird, in welchen für ein human-
toxisches Gas oder für Flüssiggas das Zehnfache der Mengenschwelle gemäss StFV überschritten wird 
(z. B. Betriebe mit mehr als 2’000 kg Chlor, 20’000 kg Ammoniak oder 200’000 kg Propan), Rohrleitungen 

mit einem Durchmesser  24“ und einem Druck  67,5 bar. 

20 Abrufbar unter dem Stichwort «Konsultationsbereiche Rohrleitungen» unter: https://map.geo.admin.ch  

https://map.geo.admin.ch/
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Konsultationsberei-
che bei Chlortrans-
porten auf der Bahn 

Die Arbeiten für die Gemeinsame Erklärung II21 vom September 2016 zwischen Wirtschaft, SBB 

und Behörden zu Chlortransporten (UN1017) auf der Bahn haben gezeigt, dass ein Konsultati-

onsbereich von 100 m wie bei den anderen Gefahrstoffen aufgrund der grossen Letalitätsradien 

für Chlorgas deutlich zu gering wäre. Im Synthesebericht22 zur Gemeinsamen Erklärung II wird 

deshalb festgehalten, dass der Transport von Chlorgas mit seinen grossen Letalitätsradien eine 

spezielle Herausforderung resp. eine Sondersituation darstellt, welche nicht über eine störfallge-

rechte Raumplanung gelöst werden kann. Dies, da zu grosse Landflächen betroffen wären und 

deshalb die Umsetzung von Schutzmassnahmen ausserhalb der Störfallanlage (vgl. Anhang 4) 

unverhältnismässig teuer wäre. Deshalb sind bei Chlortransporten auf der Bahn die Risiken an 

der Quelle und nicht mit Schutzmassnahmen wie bspw. mit einem Verzicht auf Wohnbauten in 

Bahnnähe zu senken. In der Regel wirken sich aber Schutzmassnahmen, welche im 100 m Kon-

sultationsbereich entlang von Eisenbahnanlagen aufgrund anderer Gefahrstoffe getroffen werden, 

auch positiv auf eine Risikosenkung für Chlortransporte aus. Die entsprechenden risikosenkenden 

Sicherheitsmassnahmen an der Quelle sind in der Gemeinsamen Erklärung II und dem begleiten-

den Synthesebericht festgehalten. 

Information zu den 
Konsultationsberei-
chen 

 

Die Vollzugsbehörde bezeichnet den Konsultationsbereich. Gemäss Artikel 13 und 20 StFV infor-

miert die Vollzugsbehörde die Öffentlichkeit über die Lage und die Konsultationsbereiche der Stör-

fallanlagen. Diese Information erfolgt für die Betriebe und Verkehrswege unter kantonalem Vollzug 

in der Regel über die kantonalen Geoinformationsportale und für Betriebe, Verkehrswege und 

Rohrleitungsanlagen im Bundesvollzug über die eidgenössischen Geoinformationsportale. Sinn-

vollerweise informiert die kantonale Vollzugsbehörde die Raumplanungsbehörde des Kantons in 

geeigneter Weise23 über den geltenden Konsultationsbereich. Empfohlen wird zudem, dass die 

kantonalen Vollzugsbehörden oder die Raumplanungsbehörden die betroffenen Gemeinden peri-

odisch aktiv zu den Konsultationsbereichen und den damit einhergehenden Koordinationspflichten 

informieren und diesen die vorliegende Planungshilfe zur Kenntnis bringen; dies im Hinblick auf 

mögliche zukünftige Planungsaktivitäten in den Konsultationsbereichen. 

Bei den Gründen, die einer aktiven Veröffentlichung dieser Umweltinformationen entgegenstehen, 

können sich die Behörden sinngemäss am Öffentlichkeitsgesetz des Bundes vom 17. Dezember 

2004 (BGÖ; SR 152.3) und an den entsprechenden kantonalen Bestimmungen orientieren. Vor-

behalten bleiben überwiegende private und öffentliche Geheimhaltungsinteressen; das Fabrikati-

ons- und Geschäftsgeheimnis ist in jedem Fall zu wahren (Art. 10e Abs. 2 USG). 

Minimaler  
Aufwand 

Das Ziel der Triage aufgrund des Standorts besteht darin, mit minimalem Aufwand zu ermitteln, 

ob ein weiterer Abklärungsbedarf besteht. Deshalb können besondere Umstände wie z. B. die 

Topographie, die Distanz zur Anlage, die Anordnung einzelner Gebäude oder bei Verkehrswegen 

                                                           

21  Gemeinsame Erklärung II vom September 2016 zwischen Wirtschaft, SBB und Behörden zu Chlortrans-
porten auf der Bahn. Abrufbar unter:  

https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/45484.pdf  

22  Synthesebericht «Massnahmenanalyse Chlortransporte in Kesselwagen, BAFU Arbeitsgruppe Chlor-
transporte in Kesselwagen», 22. Dezember 2016 (Link: https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/at-
tachments/48855.pdf ) 

23  Für Störfallanlagen, die in den Geltungsbereich des Bundesgesetzes über den Schutz militärischer Anla-
gen (Anlageschutzgesetz; SR 510.518) fallen, ist das Vorgehen zur Information der Planungsbehörde 
unter Wahrung der gesetzlichen Geheimhaltungspflichten im Einvernehmen zwischen VBS und Kanton 
zu regeln. 

https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/45484.pdf
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/48855.pdf
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/48855.pdf
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die genaue Art und Menge der transportierten Gefahrengüter, vernachlässigt werden. Diese Um-

stände können bei Bedarf ab Schritt B einbezogen werden. 

3.2.3 Schritt B: Triage aufgrund der Risikorelevanz  

 Plananpassung risikorelevant? (Nein  Keine weitere Koordination erforderlich; Ja  Schritt C) 
 

Planungsträgerin 
klärt Risikorelevanz 
ab 

Befindet sich das von der beabsichtigten Plananpassung erfasste Gebiet ganz oder teilweise in-

nerhalb des Konsultationsbereichs, soll beurteilt werden, ob sich mit der beabsichtigten Planung 

das Störfallrisiko übermässig erhöhen könnte und ob deshalb eine vertiefte Koordinationspflicht 

ab Schritt C besteht24; dabei sind auch die noch unausgeschöpften baulichen Möglichkeiten ge-

mäss rechtskräftiger Planung sowie allfällige weitere, bereits angekündigte Ein- oder Aufzonungen 

zu berücksichtigen. Es wird empfohlen, dass die Planungsträgerin diese Beurteilung mittels der 

im Anhang 1 aufgeführten Referenzwerte vornimmt. Die dafür notwendige Methode ist im Anhang 

2 beschrieben. Bei Unsicherheiten kann die Planungsträgerin die kantonale Vollzugsbehörde kon-

sultieren.  

Empfindliche Einrich-
tungen 

 

Bei der Triage aufgrund der Risikorelevanz über die Referenzwerte gemäss Anhang 1 sind Ob-

jekte mit erschwerter Evakuierbarkeit der Bevölkerung (aufgrund reduzierter Mobilität der Bevöl-

kerung oder grossen Personenansammlungen) nicht berücksichtigt. Empfindliche Einrichtungen 

(gemäss nachfolgender Tabelle 1) werden im Konsultationsbereich ausdrücklich nicht empfohlen. 

Werden solche Einrichtungen trotzdem geplant, so sollten die entsprechenden Planungen sinn-

vollerweise als risikorelevant im Sinn dieser Planungshilfe betrachtet und grundsätzlich einer Ko-

ordination mit der Störfallvorsorge (gemäss Schritt C) unterzogen werden.25  

 

 

Tabelle 1: Empfindliche Einrichtungen 

Empfindliche Einrichtungen werden innerhalb des Konsultationsbereiches nicht empfohlen oder sollten zumin-

dest eine Koordination durchlaufen: 

Spitäler, Altersheime, Beherbergungsstätten und Arbeitsplätze für Personen mit eingeschränkter Mobilität 

Gefängnisse 

Kindergärten, Schulen, Kindertagesstätten 

Eventhallen, Stadien 

Einkaufszentren 

Blaulichtorganisationen 

Die Liste empfindlicher Einrichtungen ist nicht abschliessend und soll von den Kantonen sinngemäss angewendet 

werden. 

                                                           

24 Planungen, die keine Änderungen von Art oder Mass der Nutzung beinhalten, haben in der Regel keinen 
Einfluss auf die Risikosituation. Dazu zählen namentlich Änderungen ausschliesslich formeller Natur wie 
z.B. die Harmonisierung von Begriffen und Messweisen aufgrund der interkantonalen Vereinbarung über 
die Harmonisierung der Baubegriffe [IVHB]. 

25 Da Kindertagesstätten und Kindergärten in der Wohnzone zonenkonform sind, wird namentlich bei neuen 
grösseren Wohngebieten empfohlen, solche empfindlichen Einrichtungen bspw. in der ersten Bautiefe 
neben der raumplanungsrelevanten Störfallanlage in der Nutzungsplanung explizit auszuschliessen. Kön-
nen empfindliche Einrichtungen nicht explizit ausgeschlossen werden, sollten solche Planungen ebenfalls 
als risikorelevant betrachtet werden. 
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Vorgehen bei risiko-
relevanten Planun-
gen  

Wird die Planung als risikorelevant beurteilt, besteht grundsätzlich ein Koordinationsbedarf und es 

ist mit den Schritten C und D fortzufahren. Ergibt die Beurteilung keine Risikorelevanz, kann für 

die beabsichtigte Plananpassung aus Sicht der Störfallvorsorge auf eine weitere Koordination ver-

zichtet werden. Auf jeden Fall sind die Resultate der Prüfung der Risikorelevanz im Planungsbe-

richt transparent, plausibel und nachvollziehbar zu dokumentieren (Art. 47 RPV).  

3.2.4 Schritt C: Evaluation von Massnahmen 

 C.1 Beizug der Vollzugsbehörde 

Beizug der  
Vollzugsbehörde 

Bei der Evaluation von Massnahmen zieht die Planungsträgerin die Vollzugsbehörde bei. Dieser 

Einbezug ist aufgrund von Artikel 11a Absatz 3 StFV zwingend erforderlich. Nach dieser Vorschrift 

holt die Planungsträgerin, bevor sie über eine risikorelevante Änderung einer Richt- oder Nut-

zungsplanung in einem Konsultationsbereich beschliesst, zur Beurteilung des Risikos bei der Voll-

zugsbehörde eine Stellungnahme ein. Es handelt sich dabei um die Vollzugsbehörde nach Artikel 

23 Absatz 1 StFV. Handelt es sich bei der Vollzugsbehörde um eine Bundesvollzugsbehörde (GS 

VBS, BAV, ASTRA, BFE oder BAZL), kann diese die Erarbeitung der Stellungnahme gestützt auf 

eine Vereinbarung nach Artikel 43 USG der örtlich zuständigen kantonalen Vollzugsbehörde dele-

gieren; dies im Sinne einer Bündelung der Abläufe und einer effizienteren Abwicklung des Koordi-

nationsprozesses, da die Planung der kantonalen Vollzugsbehörde möglicherweise wegen der Tri-

age aufgrund der Risikorelevanz (vgl. Ziff. 3.2.3 hiervor) bereits bekannt ist.  

Es wird empfohlen, die Vollzugsbehörde bereits zu Beginn des Evaluationsprozesses und nicht 

erst am Schluss, unmittelbar vor dem Planungsentscheid, einzubeziehen. Ansonsten drohen Ver-

zögerungen im Planungsprozess. Sinnvollerweise informiert die Vollzugsbehörde den Inhaber der 

Störfallanlage darüber, dass eine risikorelevante Planung im Konsultationsbereich im Gang ist. 

 C.2 – Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 3 StFV 

  – einfache Schutzmassnahmen  

  – einfache Risikoabschätzung  
 

Sicherheitsmass-
nahmen nach Art. 3 
StFV 

 

Bei einer risikorelevanten Planung sollte die Planungsträgerin in Zusammenarbeit mit der Voll-

zugsbehörde und dem Inhaber der Störfallanlage zunächst die Sicherheitsmassnahmen nach Ar-

tikel 3 StFV (siehe Kapitel 2.2) evaluieren, die sich je nach Planung und Grad der Ausschöpfung 

des Nutzungspotenzials als erforderlich erweisen könnten. Als Sicherheitsmassnahmen gelten 

Massnahmen, die nach dem Stand der Sicherheitstechnik verfügbar und wirtschaftlich tragbar sind 

(Art. 3 StFV). Anhang 3 gibt eine – nicht abschliessende – Übersicht über solche Massnahmen. 

Auf den Einbezug des Inhabers kann verzichtet werden, wenn dieser bereits in das Planungsver-

fahren involviert worden ist. 

Einfache Schutz-
massnahmen  

Im Zuge der Ermittlung von Sicherheitsmassnahmen sollte die Planungsträgerin auch abklären, 

ob einfache Schutzmassnahmen (siehe Anhang 4) in der Umgebung der Störfallanlage zur weite-

ren Verminderung des Risikos zur Verfügung stehen. Einfache Schutzmassnahmen beinhalten 

raumplanerische und bauliche Massnahmen auf Grundstücken innerhalb des Planungsperimeters 

in der Nachbarschaft der Störfallanlage, die sich dadurch auszeichnen, dass sie mit verhältnismäs-

sig geringen Einschränkungen auf Seite der betroffenen Grundeigentümer bei der Nutzungsart und 
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beim Nutzungsmass umsetzbar sind. Anhang 4 gibt eine – nicht abschliessende – Übersicht über 

solche Massnahmen. Bei einer projektbezogenen Planung kann die Planungsträgerin beim Pro-

jektierenden entsprechende Vorschläge einholen. Zur Ermittlung der einfachen Schutzmassnah-

men sollte ein, je nach Umfang und Komplexität des Nutzungspotenzials und der Risikosituation 

differenziertes, Vorgehen gewählt werden. Aufwendige Abklärungen stehen grundsätzlich nicht im 

Vordergrund. Es ist zu beachten, dass die geeigneten Massnahmen stark von der jeweiligen kon-

kreten Situation abhängen. 

Einfache Risikoab-
schätzung 

Aufgrund der Ergebnisse der Evaluation von Massnahmen sollte die Planungsträgerin das Risiko 

abschätzen, das sich aufgrund der Plananpassung ergeben würde. Dies geschieht unter Anhörung 

der Vollzugsbehörde (Art. 11a Abs. 3 StFV). Empfohlen ist auch ein Einbezug des Inhabers der 

Störfallanlage, falls dieser nicht bereits in das Planungsverfahren involviert worden ist. Der Einfluss 

der Massnahmen auf das Risiko kann in den meisten Fällen grob abgeschätzt werden, so dass 

keine kostspieligen Analysen erforderlich sein sollten26. Bei Bedarf kann die Vollzugsbehörde vom 

Inhaber entsprechende Angaben einfordern. Aufgrund der einfachen Risikoabschätzung kann die 

Planungsträgerin eine oder mehrere Varianten für die Planung zur weiteren Prüfung bestimmen. 

 C.3 Ist das Risiko tragbar? (Ja  Schritt D.3; Nein  Schritt C.4) 

Ist das Risiko trag-
bar? 

Die Tragbarkeit des Risikos wird von der Vollzugsbehörde eingeschätzt. Diese stützt sich dabei 

auf Artikel 7 StFV. Danach sind bei der Beurteilung der Tragbarkeit des Risikos neben den Schutz-

bedürfnissen der Bevölkerung auch alle privaten und öffentlichen Interessen an der Störfallanlage 

zu berücksichtigen (Art. 7 Abs. 2 StFV).   

Schätzt die Vollzugsbehörde das Risiko für die zur weiteren Prüfung bestimmten Varianten auf-

grund der einfachen Risikoabschätzung als tragbar ein (siehe Kapitel 2.2), kann die Planung weiter 

vorangetrieben werden. Die gewählten Massnahmen werden in Schritt D festgelegt. Erachtet die 

Vollzugsbehörde das Risiko als nicht tragbar ein, ist entsprechend Schritt C.4 hiernach vorzuge-

hen. 

 C.4 – zusätzliche Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 8 StFV 

 – weitere Schutzmassnahmen  

 – vertiefte Risikoabklärung  
 

Zusätzliche  
Sicherheitsmass-
nahmen, Art. 8 StFV 

Erachtet die Vollzugsbehörde das Risiko unter Schritt C.3 als nicht tragbar, so sollte die Planungs-

trägerin in Zusammenarbeit mit der Vollzugsbehörde und dem Inhaber zusätzliche Sicherheits-

massnahmen nach Artikel 8 StFV evaluieren. Sie beantragt der Vollzugsbehörde, die vorgenom-

mene Massnahmenevaluation auf Plausibilität zu prüfen. Die Vollzugsbehörde nimmt diese Prü-

fung vor und stellt dabei sinnvollerweise den Einbezug und die Anhörung des Inhabers der Stör-

fallanlage sicher; insbesondere lässt sie diesen zu allfälligen zusätzlichen Sicherheitsmassnahmen 

Stellung nehmen. Die zusätzlichen Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 8 StFV beinhalten Mas-

snahmen, die über die wirtschaftlich tragbaren Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 3 StFV hin-

ausgehen. Zu den zusätzlichen Sicherheitsmassnahmen gehören namentlich auch Betriebs- und 

                                                           

26  Obwohl der Ablauf hier der Einfachheit halber als linear dargestellt wird, erfolgen die Evaluation der Mas-
snahmen und die Beurteilung des Risikos in der Praxis in einem iterativen Vorgehen, einem Hin und Her 
zwischen den Beteiligten (siehe Abbildung 6). Das heisst, die Vollzugsbehörde ist unter Umständen mehr-
fach zu kontaktieren. 
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Verkehrsbeschränkungen sowie Betriebs- und Verkehrsverbote (Art. 8 StFV), also Sicherheits-

massnahmen, die wirtschaftlich zumindest teilweise nicht mehr tragbar sind. Anhang 3 gibt eine – 

nicht abschliessende – Übersicht über solche Sicherheitsmassnahmen. 

Weitere Schutzmas-
snahmen 

Mit der Ermittlung von zusätzlichen Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 8 StFV sollte die Pla-

nungsträgerin auch abklären, ob und welche weiteren Schutzmassnahmen in der Umgebung der 

Störfallanlage zur zusätzlichen Verminderung des Risikos zur Verfügung stehen. Weitere Schutz-

massnahmen beinhalten gemeinhin die risikosenkende Änderung der Nutzungsart bzw. des Nut-

zungsmasses sowie verhältnismässig eher teure bauliche Massnahmen. Anhang 4 gibt eine – 

nicht abschliessende – Übersicht über solche Massnahmen. 

Vertiefte Risikoab-
klärung  

Aufgrund der Ergebnisse der Evaluation und der Auswahl von zusätzlichen bzw. weiteren Mass-

nahmen sollte die Planungsträgerin eine vertiefte Risikoabklärung vornehmen. Welche Analysen 

und Studien im Konkreten bei diesen eher seltenen Fällen nötig sind, kann grundsätzlich nur fall-

weise nach Rücksprache mit der Vollzugsbehörde und unter Einbezug des Inhabers der Störfall-

anlage entschieden werden.  

Möglicherweise sind dabei auch die bauliche und topographische Situation im unmittelbaren Um-

feld der Störfallanlage zu berücksichtigen. In Ergänzung zur Risikoabschätzung können sich auch 

vertiefte Studien als nötig erweisen, insbesondere zur projektspezifischen Massnahmenevaluation 

(Überprüfung der Massnahmeneffizienz, Machbarkeitsstudien, Kosten-Nutzen-Analysen) sowie 

zur Identifizierung möglicher Standortalternativen ausserhalb des von der beabsichtigten Planan-

passung erfassten Gebiets. 

 C.5 Ist das Risiko tragbar? (Ja  Schritt D.3; Nein  Schritt D.1) 

Ist das Risiko trag-
bar? 

Nach Vornahme der vertieften Risikoabklärung durch die Planungsträgerin wird empfohlen, dass 

die Vollzugsbehörde erneut die Tragbarkeit des Risikos einschätzt. Wie bei der ersten Tragbar-

keitsbeurteilung oben unter Schritt C.3 festgehalten, stützt sie sich dabei auf Artikel 7 StFV.  

Schätzt die Vollzugsbehörde das Risiko für die zur weiteren Prüfung bestimmte Planung inklusive 

zusätzliche Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 8 StFV und weitere Schutzmassnahmen auf-

grund der vertieften Risikoabklärung als tragbar ein (siehe Kapitel 2.2), kann die Planung weiter 

vorangetrieben werden. Die gewählten Massnahmen können in Schritt D.3 festgelegt werden.  

 Erachtet die Vollzugsbehörde das Risiko als nicht tragbar, so sollte die Planungsträgerin diesen 

Befund im Rahmen der umfassenden raumplanerischen Interessenabwägung unter Schritt D.1 

berücksichtigen. 

 

3.2.5 Schritt D: Entscheidphase 

 D.1 Überwiegt das öffentliche Interesse an der Planung? 

(Ja  Schritt D.3; Nein  Schritt D.2) 
 

Grundsatz 

 

Ist das Risiko unter Berücksichtigung der gemäss Schritt C evaluierten Massnahmen noch immer 

untragbar, sollte dieser Umstand in der durch die Planungsträgerin vorzunehmenden umfassen-
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den raumplanerischen Interessenabwägung berücksichtigt werden. Diesem Punkt ist beson-

dere Beachtung zu schenken, wenn die Plananpassung die Einstellung des Betriebs oder der An-

lage im Geltungsbereich der Störfallverordnung zur Folge haben könnte.  

Raumplanerische In-
teressenabwägung 

 

Ziel der Koordination zwischen Raumplanung und Störfallvorsorge ist es, den Schutz der Bevölke-

rung vor Störfallrisiken und eine nachhaltige Siedlungsentwicklung bestmöglich aufeinander abzu-

stimmen. Die Raumplanung hat dazu nach Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe b RPG einen gewichtigen 

Beitrag zu leisten (Schutz von Wohngebieten vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen). Ande-

rerseits sind brachliegende oder ungenügend genutzte Flächen in Bauzonen besser zu nutzen und 

mögliche Verdichtungen der Siedlungsfläche an die Hand zu nehmen (Art. 3 Abs. 3 Bst. abis RPG) 

sowie Wohn- und Arbeitsgebiete schwergewichtig an Orten zu planen, die auch mit dem öffentli-

chen Verkehr angemessen erschlossen sind (Art. 3 Abs. 3 Bst. a RPG). 

Im Rahmen der umfassenden raumplanerischen Interessenabwägung ist es empfehlenswert, ins-

besondere das öffentliche Interesse an der beabsichtigten Planung am vorgesehenen Standort zu 

beurteilen. Von Bedeutung sind dabei die spezifischen Ziele der Siedlungsentwicklung (Siedlungs-

entwicklung nach innen, Lenkung der Entwicklung an zentrale Lagen, Bildung von Entwicklungs-

schwerpunkten, usw.), die Aspekte der Verkehrserschliessung sowie die Frage, wie stark die be-

absichtigten Nutzungen aus betriebstechnischen, organisatorischen oder funktionalen Gründen 

auf den Standort angewiesen sind27. Eine wichtige Rolle spielen dabei die Festlegungen des kan-

tonalen Richtplans. Eng mit dieser Abwägung verbunden ist die Überprüfung von Standortalterna-

tiven. Kann für die vorgesehenen Nutzungen, insbesondere für risikoempfindliche Nutzungen, auf 

einen Alternativstandort ausgewichen werden, sollte von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht 

werden. Berücksichtigt wird sinnvollerweise weiter, ob alle verhältnismässigen zusätzlichen Si-

cherheitsmassnahmen nach Artikel 8 StFV und alle weiteren Schutzmassnahmen in die Planung 

eingeflossen sind. Gegebenenfalls sollte auch geprüft werden, ob andere, weniger risikoempfind-

liche Nutzungen Platz finden könnten. 

Dem öffentlichen Interesse an der beabsichtigten Plananpassung steht das Interesse am Erhalt 

der Störfallanlage gegenüber. In dieser Hinsicht ist es namentlich empfehlenswert, zu beurteilen, 

in welchem Ausmass öffentliche Interessen den Erhalt und den Betrieb der Störfallanlage im bis-

herigen Umfang erfordern. Berücksichtigt werden sollten aber auch die privaten Interessen der 

Störfallanlageninhaber.  

Empfehlungen zur 
Interessenabwägung 

Grundsätzlich sind im Rahmen der durch die Planungsträgerin vorzunehmenden umfassenden 

raumplanerischen Interessenabwägung nach Artikel 3 RPV das Interesse an der Umsetzung der 

beabsichtigten Planung und das Interesse an einem Verzicht auf die untragbare Risikoerhöhung 

zusammen mit den weiteren Interessen frei gegeneinander abzuwägen. Die oben genannten Pla-

nungsgrundsätze nach Artikel 3 RPG sind bei der Ausübung dieses Planungsermessens aber ge-

bührend zu berücksichtigen. Folgende Empfehlungen können den Planungsträgerinnen für die Ab-

wägung der Planungs- und der Störfallinteressen weiter behilflich sein: 

                                                           

27 Siehe zu diesen Aspekten der umfassenden raumplanerischen Interessenabwägung auch ISOS und 
Verdichtung - Bericht der Arbeitsgruppe, ARE, 2016, Kap. 6.2.2 ff (https://www.are.ad-
min.ch/are/de/home/medien-und-publikationen/publikationen/staedte-und-agglomerationen/isos-und-
verdichtung.html) 

https://www.are.admin.ch/are/de/home/medien-und-publikationen/publikationen/staedte-und-agglomerationen/isos-und-verdichtung.html
https://www.are.admin.ch/are/de/home/medien-und-publikationen/publikationen/staedte-und-agglomerationen/isos-und-verdichtung.html
https://www.are.admin.ch/are/de/home/medien-und-publikationen/publikationen/staedte-und-agglomerationen/isos-und-verdichtung.html
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 Risikoerhöhungen, die das untere Viertel des Übergangsbereichs nicht überschreiten, können 

bei Entwicklungen von einem gewissen öffentlichen Interesse in der Regel als eher unbedenk-

lich betrachtet werden.  

 Risikoerhöhungen bis zur Mitte des Übergangsbereiches können bei räumlichen Entwicklun-

gen von ausgewiesenem öffentlichem Interesse die bspw. im regionalen oder kantonalen Richt-

plan enthalten sind, in der Regel als vertretbar betrachtet werden 

 Risikoerhöhungen, die über die Mitte des Übergangsbereichs hinausführen, sollten nur bei 

räumlichen Entwicklungen von ausgewiesenem übergeordnetem öffentlichem Interesse, die 

bspw. im regionalen oder kantonalen Richtplan festgelegt sind, ins Auge gefasst werden. 

 Risikoerhöhungen in den nicht akzeptablen Bereich hinein können im Sinne der Planungs-

grundsätze (Art. 3 RPG) grundsätzlich nicht empfohlen werden und sind aufgrund der weitrei-

chenden Konsequenzen auf den Schutz der Bevölkerung sowie möglicherweise auch für den 

Weiterbestand der Anlage besonders sorgfältig abzuwägen. 

 D.2 Verzicht auf die Plananpassung in der vorgesehenen Form 

Verzicht auf die Pla-
nung in der vorgese-
henen Form  

Kommt die Planungsträgerin aufgrund ihrer umfassenden raumplanerischen Interessenabwä-

gung zum Schluss, dass kein überwiegendes öffentliches Interesse an der beabsichtigten Pla-

nung besteht, wohl aber am Verzicht auf eine untragbare Risikoerhöhung bzw. am Erhalt der 

Störfallanlage, wird sie die Planung in der vorgesehenen Form nicht beschliessen. Eine ange-

passte Planung am selben Standort, welche weniger risikoempfindliche Nutzungen zulässt, ist 

aber durchaus denkbar. Aufgrund der angepassten Planung wäre dann eine erneute Koordination 

vorzunehmen. 

 D.3 Festlegung der erforderlichen Sicherheits- und Schutzmassnahmen  

Festlegung der erfor-
derlichen Schutz-
massnahmen bei der 
Planung  

Kommt die Planungsträgerin aufgrund ihrer umfassenden raumplanerischen Interessenabwä-

gung zum Schluss, dass das öffentliche Interesse an der beabsichtigten Plananpassung am vor-

gesehenen Standort grösser ist als das öffentliche Interesse auf einen Verzicht auf die untragbare 

Risikoerhöhung, kann sie die auf Grund der Evaluation in Schritt C zur Verfügung stehenden 

einfachen oder weiteren Schutzmassnahmen in die Planänderung integrieren oder diese als Auf-

lagen stufengerecht festlegen.  

Festlegung der erfor-
derlichen Sicher-
heitsmassnahmen 

Im Planungsverfahren können in der Regel keine Sicherheitsmassnahmen gegenüber dem Inha-

ber der Störfallanlage angeordnet werden. Hierfür kommt das separate Verfahren nach Artikel 3 

und 8 StFV zur Anwendung. Falls sich im Rahmen der Evaluation von Massnahmen zeigt, dass 

Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 3 und 8 StFV notwendig sind und keine freiwillige Zusam-

menarbeit zustande kommt (z.B. mittels einer Planungsvereinbarung, vgl. dazu Ziff. 3.2, S. 19, 

hiervor), sind die erforderlichen Sicherheitsmassnahmen deshalb von der Vollzugsbehörde im 

Verfahren nach Artikel 3 und 8 StFV in Koordination mit dem Planerlassverfahren anzuordnen. 

 D.4 Entscheid 

Planerischer Ent-
scheid 

Die Planungsträgerin beschliesst die fragliche Plananpassung (inklusive die erforderlichen 

Schutzmassnahmen und Auflagen betreffend Störfallvorsorge). Anschliessend ist die Planung in 
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der Regel noch von der kantonalen Genehmigungsbehörde zu genehmigen; d.h., dieser Ent-

scheid bleibt vorbehalten. 

Dokumentation Zu empfehlen ist eine gute Dokumentation der vorgenommenen Koordination von Raumplanung 

und Störfallvorsorge. Artikel 3 Absatz 2 RPV verlangt explizit, dass die umfassende raumplane-

rische Interessenabwägung in der Entscheidbegründung darzulegen ist. Die vorgenommene Ri-

sikoabschätzung bzw. Risikoabklärung, die umfassende raumplanerische Interessenabwägung 

und die Massnahmenevaluation sind deshalb von der Planungsträgerin in einem Bericht (z.B. 

Planungsbericht nach Art. 47 RPV) transparent und nachvollziehbar aufzuzeigen. Dabei ist auf 

allfällige vorhandene Expertenberichte zu verweisen.  

Entscheid nach StFV In Koordination mit dem planerischen Entscheid verfügt die Vollzugsbehörde gestützt auf Artikel 

3 und 8 StFV die allfällig erforderlichen Sicherheitsmassnahmen28 gegenüber dem Inhaber der 

Störfallanlage.  

Nachträgliche 
Sicherheitmassnah-
men 

Sollten infolge der Plananpassung trotz der Anstrengungen aller Beteiligten untragbare Risiken 

entstehen, ist es Aufgabe der Vollzugsbehörde, nach Eintritt der Rechtskraft der Planänderung 

den Inhaber der Störfallanlage im Verfahren nach Artikel 3 und 8 StFV nachträglich zu verpflich-

ten, bis zur Inbetriebnahme der in der Planung vorgesehenen Nutzung die aufgrund der Planung 

noch erforderlichen zusätzlichen Sicherheitsmassnahmen (baulicher, technischer oder organisa-

torischer Art) zu treffen, um das Risiko innerhalb einer angemessenen Frist auf ein tragbares 

Niveau zu senken. Zu diesen Massnahmen gehören nötigenfalls auch Betriebs- und Verkehrsbe-

schränkungen sowie Betriebs- und Verkehrsverbote (Art. 8 Abs. 1 StFV). Ist die Vollzugsbehörde 

eine Bundesbehörde, hört sie vor ihrem Entscheid das BAFU und den Kanton an. 

  

3.3 Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge in der Richtplanung 

Grundsatz zur Koor-
dination im kantona-
len Richtplan 

Der kantonale Richtplan dient der Koordination der raumwirksamen Tätigkeiten im Hinblick auf die 

anzustrebende Entwicklung der Besiedlung, des Verkehrs, der Versorgung sowie der öffentlichen 

Bauten und Anlagen. Eine vorausschauende Abstimmung ist für die frühzeitige Koordination zu-

künftiger räumlicher Interessen hilfreich. Dazu gehört auch eine Berücksichtigung der Anliegen der 

Störfallvorsorge. Nach Artikel 11a Absatz 1 StFV ist die Koordination von Siedlungsentwicklung 

und Störfallvorsorge im kantonalen Richtplan vorausschauend zu behandeln.  

Festlegung von Zie-
len im kantonalen     
Richtplan 

Im kantonalen Richtplan müssen Ziele zur Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge 

festgelegt werden. Im Folgenden sind basierend auf bestehenden Festlegungen in kantonalen 

Richtplänen einige Beispiele für mögliche Ziele aufgeführt: 

 Siedlungsentwicklung und Störfallvorsorge sind so aufeinander abzustimmen, dass die spezi-

fischen Ziele der Siedlungsentwicklung (Siedlungsentwicklung nach innen, Lenkung der Ent-

wicklung an zentrale Lagen, Abstimmung von Siedlung und Verkehr, usw.) möglichst ohne 

Erhöhung der Risiken erreicht werden können.  

                                                           

28  Die Realisierung der Massnahmen nach Art. 3 und Art. 8 StFV hat - soweit möglich - parallel zur geplanten 
Bebauung bzw. spätestens vor Inbetriebnahme der neuen Nutzungen zu erfolgen. 



 

29 

 Die Bevölkerung ist vor Störfallrisiken zu schützen. Die Siedlungsentwicklung im Umfeld von 

raumplanungsrelevanten Störfallanlagen ist so zu planen, dass unter Bewahrung ihrer spezi-

fischen Ziele (Siedlungsentwicklung nach innen, Lenkung der Entwicklung an zentrale Lagen, 

Abstimmung von Siedlung und Verkehr, usw.) möglichst wenige zusätzliche Risiken entste-

hen. 

Festlegung von 
Grundsätzen 

Im kantonalen Richtplan sollten weiter Grundsätze zur Koordination formuliert werden, wie zum 

Beispiel: 

 Kanton und Gemeinden berücksichtigen die Störfallvorsorge im Rahmen ihrer Planungen. Sie 

arbeiten dabei zusammen.  

 In der Umgebung von raumplanungsrelevanten Störfallanlagen sind die notwendigen raumpla-

nerischen Voraussetzungen zu schaffen, um eine zwischen Störfallvorsorge und Siedlungs-

entwicklung abgestimmte Raumentwicklung sicher zu stellen.  

Festlegung von be-
hördenverbindlichen 
Aufträgen 

Zusätzlich zu den eher abstrakt formulierten Zielen und Grundsätzen zur Koordination von Raum-

planung und Störfallvorsorge werden sinnvollerweise auch gewisse verbindliche Aufträge an die 

Planungs- und Genehmigungsbehörden festgelegt. Im Folgenden sind dazu Beispiele formuliert.  

 Bei der Prüfung und Genehmigung der Nutzungspläne stellt die zuständige kantonale Behörde 

sicher, dass die Siedlungsentwicklung so erfolgt, dass die diesbezüglichen Ziele (Siedlungs-

entwicklung nach innen, Lenkung der Entwicklung an zentrale Lagen, Abstimmung von Sied-

lung und Verkehr, usw.) möglichst ohne Erhöhung der vorhandenen Risiken erreicht werden 

können.  

 Bei risikorelevanten Anpassungen des Nutzungsplans im Konsultationsbereich ziehen die zu-

ständigen Planungsträgerinnen frühzeitig die kantonale Vollzugsbehörde bei. 

 Anpassungen des Nutzungsplans im Konsultationsbereich können erst genehmigt werden, 

wenn ihre Risikorelevanz geklärt, allfällige Massnahmen unter Einbezug der kantonalen Voll-

zugsbehörde und der Interessierten (Inhaber der Störfallanlage, Projektierende) definiert so-

wie deren Umsetzung verbindlich geregelt worden sind.  

 Ein- oder Aufzonungen bedürfen des Nachweises, dass das Risiko dank zweck- und verhält-

nismässigen Massnahmen nicht erheblich bzw. wesentlich erhöht wird oder dass ein erhebli-

ches öffentliches Interesse an der entsprechenden Nutzung am betreffenden Standort be-

steht. 

Vorranggebiete  
Störfallvorsorge 

Zum Schutz von grösseren, zusammenhängenden Standorten von Störfallanlagen, deren Erhalt 

aus kantonaler Sicht wichtig ist, können die Kantone im kantonalen Richtplan «Vorranggebiete 

Störfallvorsorge» ausscheiden. In diesen Gebieten sind Nutzungen nur zulässig, wenn sie geringe 

Risikoerhöhungen zur Folge haben. Nutzungen, welche Sicherheitsanpassungen bei Störfallbe-

trieben erforderlich machen (z. B. Wohnnutzungen, personenintensive Nutzungen wie Einkaufs-

zentren und Bürogebäude oder empfindliche Nutzungen wie Spitäler, Altersheime, Schulen), sind 

demgegenüber nicht zulässig. Die vom Kanton festgelegten Vorranggebiete sind von den Gemein-

den aufgrund der behördenverbindlichen Wirkung des kantonalen Richtplans zwingend grundei-

gentümerverbindlich in der Nutzungsplanung umzusetzen.  
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Als Beispiel eines Vorranggebiets Störfallvorsorge kann das vom Kanton Basel-Landschaft für 

die aus kantonaler Sicht wichtigen Arbeitsstandorte Schweizerhalle und Auhafen festgesetzte 

Vorranggebiet angeführt werden. In diesem Vorranggebiet sind keine Nutzungen zuzulassen, 

die das Risiko von Todesfällen oder Verletzten bei einer Havarie soweit erhöhen, dass Sicher-

heitsanpassungen bei Störfallbetrieben erforderlich sind. Dabei handelt es sich insbesondere 

um folgende Nutzungen: Wohnen, personenintensive Betriebe wie Einkaufszentren, Fach-

märkte, Intensivsport- und Freizeitanlagen, branchenfremde Dienstleistungsbetriebe. Die 

Standortgemeinden Muttenz und Pratteln haben die Grundsätze des Vorranggebiets in ihren 

Zonenplänen umzusetzen29. 
 

Standortplanung von 
publikumsintensiven         
Einrichtungen 

Öffentliche Anlagen (Schulen, Spitäler, Sportstadien usw.) von kantonaler Bedeutung, Einkaufs-

zentren, Entwicklungsschwerpunkte, touristische Anlagen etc. führen zu grösseren 

Menschenansammlungen und beeinflussen dadurch die Risikosituation. Sie werden in der Regel 

im kantonalen Richtplan festgelegt (Art. 8 Abs. 2 RPG). Bei diesen Festlegungen ist nach Artikel 

11a Absatz 1 StFV eine Koordination mit der Störfallvorsorge durchzuführen. Falls ein Vorhaben 

im Konsultationsbereich liegt, sollte die für die kantonale Richtplanung verantwortliche Behörde 

die oben abgehandelte Koordinationsmethode anwenden. Namentlich werden sinnvollerweise 

schon im Rahmen der Richtplanung Standortalternativen geprüft. Wenn keine Alternativen mög-

lich sind, das Vorhaben risikorelevant ist und ein erhebliches öffentliches Interesse am betreffen-

den Standort besteht, sollte die Planungsträgerin mit der zuständigen kantonalen Vollzugsbehörde 

das weitere Vorgehen in der nachgeordneten Planung festlegen. Dazu kann sie im Richtplan ent-

sprechende Koordinationsanweisungen an die für die Nutzungsplanung zuständigen Behörden 

festlegen. Eigentliche Schutzmassnahmen können in der Regel noch nicht festgelegt werden, da 

die Vorhaben auf Richtplanstufe oft noch nicht genügend konkret sind und die Richtplanung auch 

keine grundeigentümerverbindliche Wirkung hat. 

Hinweise zur regio-
nalen und kommuna-
len Richtplanung 

Sollen im Rahmen von regionalen oder kommunalen Richtplanungen konkrete Festlegungen in-

nerhalb eines Konsultationsbereichs getroffen werden, empfiehlt es sich, entsprechend dem oben 

dargelegten Vorgehen bei der Standortplanung von publikumsintensiven Einrichtungen vorzuge-

hen. Dies betrifft bspw. die Festlegung von neuen Vorranggebieten Wohnen / Arbeiten und von 

Verdichtungs- / Umstrukturierungsgebieten sowie von Eignungsgebieten für Hochhäuser. Auch 

auf dieser Stufe können in der Regel noch keine eigentlichen Massnahmen festgelegt werden. 

Idealerweise wird ebenfalls mit Koordinationsanweisungen für die nachgelagerte Nutzungspla-

nung gearbeitet. 

 

3.4 Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge in der Nutzungsplanung 

Grundsatz zur Nut-
zungsplanung 

Zentraler Inhalt von Artikel 11a StFV ist die Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge 

in der Nutzungsplanung. Da die Nutzungsplanung Art und Mass der räumlichen Nutzung grundei-

gentümerverbindlich und – im Rahmen der Planbeständigkeit – definitiv festlegt, ist die Prüfung 

der Risikorelevanz von räumlichen Entwicklungen in Bezug auf die Störfallvorsorge bei der Nut-

zungsplanung besonders wichtig. Die Nutzungsplanung bietet zudem das Instrumentarium für die 

                                                           

29 Kantonaler Richtplan Basel-Landschaft vom April 2017, Kap. S3.2. abrufbar unter: www.baselland.ch > 
Politik und Behörden > Direktionen > Bau- und Umweltschutzdirektion > Raumplanung > Richtplanung 
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abschliessende Festlegung von Schutzmassnahmen. Die Methode zur Koordination von Raum-

planung und Störfallvorsorge, wie in Kapitel 3.2 vorgestellt, sollte sowohl bei einer Total- als auch 

einer Teilrevision der Nutzungsplanung angewendet werden, sobald der Konsultationsbereich be-

rührt ist.  

Sondernutzungspla-
nung als ideales              
Koordinationsinstru-
ment 

Auch bei einer Gesamtrevision der Ortsplanung sollte die Koordination mit der Störfallvorsorge 

nicht vernachlässigt werden. Zum Zeitpunkt der Genehmigung einer Gesamtrevision sind die kon-

kreten Inhalte eines grösseren Projekts (Detailnutzung, Bautypologie) aber oft noch unbekannt. 

Deshalb kann es sich im Sinne der Stufengerechtigkeit als sinnvoll erweisen, wenn in der Grund-

nutzungsplanung nur die wichtigsten Planungsanforderungen festgelegt und die detaillierten 

Schutzmassnahmen erst in der nachfolgenden Sondernutzungsplanung30 geregelt werden. Die 

Sondernutzungsplanung eignet sich besonders gut, um zwischen Projektierenden, Behörden und 

Inhabern von Störfallanlagen sinnvolle Verhandlungslösungen zu erreichen und die erforderlichen 

baulichen Einschränkungen oder Einschränkungen in der Nutzungsart pro Baufeld festzulegen. 

Idealerweise wird für die Ausarbeitung der Massnahmen ein Beratungsbüro beigezogen. 

Festhalten von Mas-
snahmen in der Nut-
zungsplanung 

Das Resultat der Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge besteht in der Anordnung 

von bestimmten Schutzmassnahmen. Damit diese rechtsverbindlich werden, sollten sie in der Nut-

zungsplanung, d.h. im Baureglement und/oder im Zonenplan, festgehalten werden. Schutzmass-

nahmen können bauliche Massnahmen wie die Ausgestaltung der Gebäudefassaden oder die 

Lage von Luftansaugstellen beinhalten. In der Nutzungsplanung können aber falls notwendig auch 

Vorschriften zur Nutzung wie die Anordnung von Räumen und Nutzungen, die Beschränkung von 

Nutzungsart oder -mass oder einer maximale Arbeitsplatz- oder Einwohnerdichte festgelegt wer-

den. Anhang 4 gibt eine – nicht abschliessende – Übersicht über die Schutzmassnahmen. 

Planungsbericht  
nach Artikel 47 RPV 

Alle Schritte sowie die Resultate der Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge im Rah-

men einer Nutzungsplanänderung müssen in den Planungsbericht nach Artikel 47 RPV sowie in 

einen allfälligen Umweltverträglichkeitsbericht (UVB) integriert werden: Lage der Planung im Kon-

sultationsbereich, vorgesehene Nutzungsdichte, Risikosummenkurve vor der Nutzungsplanände-

rung (Ist-Zustand) und nach der Nutzungsplanänderung (zukünftiger Zustand), Beurteilung der 

Tragbarkeit des Risikos (einfache Risikoabschätzung oder allfällige vertiefte Risikoabklärung), 

evaluierte Massnahmen nach Artikel 3 und 8 StFV und Schutzmassnahmen inklusive den Einfluss 

auf die Risikosummenkurve des zukünftigen Zustandes und Resultat sowie Begründung der um-

fassenden raumplanerischen Interessenabwägung. Die entsprechenden Argumente sollten im 

Planungsentscheid der Behörde festgehalten werden (begründeter Entscheid). 

 

 
  

                                                           

30 Als Sondernutzungspläne gelten Gestaltungspläne, Quartierpläne, Bebauungspläne, Überbauungsord-
nungen etc. 
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4 BERATUNG IM BAUBEWILLIGUNGSVERFAHREN 

4.1 Überblick 

Ausgangslage Gemäss dem ergänzten Artikel 11a Absatz 1 StFV haben die Kantone die Störfallvorsorge neben 

der Richt- und Nutzungsplanung neu auch bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten zu berück-

sichtigen. Artikel 1 RPV enthält eine breite Definition der raumwirksamen Tätigkeiten. Zu den übri-

gen raumwirksamen Tätigkeiten nach Artikel 11a Absatz 1 StFV gehört insbesondere die Erteilung 

von Baubewilligungen nach Artikel 22 RPG durch eine kantonale oder kommunale Behörde. Nicht 

als raumwirksame Tätigkeiten im Sinne von Artikel 11a Absatz 1 StFV gelten Bewilligungen und 

Planungen, die nur entfernt oder gar nicht mit dem Siedlungswachstum und damit der Koordination 

von Störfallvorsorge und Raumplanung in Zusammenhang stehen wie bspw. Rodungsbewilligungen 

oder Wasserbauplanungen.  

Bei Baugesuchen zu möglicherweise risikorelevanten Bauvorhaben in rechtskräftigen Bauzonen ist 

es aus rechtlichen Gründen nicht möglich, eine Koordination im Sinne der im Kapitel 3 hiervor vor-

gestellten Methode durchzuführen. Namentlich kann der Bauherr aufgrund des in Artikel 10 USG 

verankerten Störerprinzips nicht verpflichtet werden, risikomindernde Schutzmassnahmen zu treffen 

bzw. zu dulden oder sich an allfälligen Sicherheitsmassnahmen des Störfallanlageninhabers finan-

ziell zu beteiligen. Insbesondere bei bestehenden Störfallanlagen von öffentlichem Interesse wie 

Mineralöl-Pflichtlager sowie raumplanungsrelevanten Eisenbahnanlagen, Durchgangsstrassen und 

Erdgashochdruckleitungen ist eine Koordination trotzdem erwünscht.   

Ziele Mit der hier vorgeschlagenen Beratung des Bauherrn durch die kantonale Vollzugsbehörde bei 

möglicherweise risikorelevanten Vorhaben im Konsultationsbereich (Ziff. 4.3 hiernach) wird den 

Kantonen eine Methode empfohlen, wie sie Artikel 11a Absatz 1 StFV im Rahmen von Bauvorhaben 

in rechtkräftigen Bauzonen, bei welchen keine Koordination in der Richt- und Nutzungsplanung 

stattgefunden hat, umsetzen können31. Mit dieser Beratung kann sichergestellt werden, dass der 

Bauherr über die Risikosituation seines Vorhabens informiert wird. Es ist auch möglich, diesem 

allfällige zur Verfügung stehende geeignete Massnahmen aufzuzeigen, mit denen Personen in dem 

von ihm geplanten Gebäude geschützt werden können.  

Allfällige Schutzmassnahmen sind zwar immer freiwillig, d.h. es liegt im Ermessen des Bauherrn, 

ob er die Empfehlungen der kantonalen Vollzugsbehörde ganz oder teilweise umsetzt oder auf eine 

Umsetzung verzichtet. In der Praxis hat sich aber gezeigt, dass sich ein Bauherr oft gar nicht be-

wusst ist, dass sein Vorhaben im Konsultationsbereich mit Risiken für die künftigen Gebäudenutzer 

verbunden ist. Vorausgesetzt, er wird früh genug informiert, ist ein Bauherr in vielen Fällen bereit, 

gewisse Schutzmassnahmen, die kostengünstigen und effektiven Schutz vor Störfallrisiken bieten, 

freiwillig zu treffen, namentlich, da ihm dies bei der Versicherung seines Gebäudes nützlich sein 

kann. Ziel der Beratung im Baubewilligungsverfahren ist also der verbesserte Schutz bestehender 

Störfallanlagen durch die Behebung eines Informationsdefizits beim benachbarten Bauherrn. 

                                                           

31 Im Falle von Bauvorhaben, bei denen in der Richt- und Nutzungsplanung die Koordination mit der Stör-
fallvorsorge stattgefunden hat, wurden die geeigneten Massnahmen bereits in der Richt- und Nutzungs-
planung verbindlich verankert. Ebenfalls wurde dabei die Risikorelevanz der Planung festgestellt bzw. die 
Tragbarkeit des Risikos beurteilt.  
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Die Beratung im Baubewilligungsverfahren entspricht dem etablierten Vorgehen bei Bauvorhaben 

in Naturgefahrengebieten mit geringer Gefährdung (gelbe Gefahrengebiete) oder Restgefährdung 

(gelb/weisse Gefahrengebiete). In diesen Fällen werden die betroffenen Grundeigentümerinnen 

und –eigentümer ebenfalls über die bestehende Gefährdung informiert und es werden ihnen in Zu-

sammenarbeit mit den Versicherungen mögliche Schadenverhütungsmassnahmen empfohlen32. 

Nicht Gegenstand dieser Beratung des Bauherrn ist die Umsetzung von allfälligen in der Nutzungs-

planung verbindlich festgeschriebenen Schutzmassnahmen. Diese sind im Baubewilligungsverfah-

ren zwingend umzusetzen.  

Bekanntmachung 
Konsultationsberei-
che 

Damit die Beratung im Baubewilligungsverfahren im Einzelfall erfolgsversprechend ist, kann es sich 

als sinnvoll erweisen, die Eigentümer von Grundstücken in Konsultationsbereichen über die Aus-

dehnung der Konsultationsbereiche und die gegebene Risikosituation zu informieren. Dies auch 

unabhängig von konkreten Bauabsichten.  

Ablauf der Bera-
tung 

 

Der empfohlene Ablauf der Beratung im Baubewilligungsverfahren (siehe Abbildung 7) beinhaltet 

die folgenden drei Schritte: 

Die Schritte A und B beinhalten eine Triage aufgrund des Standortes und der Nutzung des beab-

sichtigen Bauvorhabens. Zuständig für diese Schritte ist die Baubewilligungsbehörde unter Mitwir-

kung des Bauherrn. 

Im Schritt C geht es um die Beratung des Bauherrn. Die Beratung beinhaltet die Abklärung der 

Risikorelevanz des Vorhabens, die Information des Bauherrn über die Risikosituation und die Infor-

mation des Störfallanlageninhabers. Die Beratung kann auch die Empfehlung bestimmter Schutz-

massnahmen umfassen (vgl. dazu Anhang 4). Zuständig für die Beratung ist die kantonale Voll-

zugsbehörde unter Mitwirkung des Inhabers der Anlage33. 

Zeitliche Einbin-
dung der Beratung 
in das Baubewilli-
gungsverfahren 

Die Beratung der kantonalen Vollzugsbehörde sollte möglichst rasch nach der Einreichung des 

Baugesuchs erfolgen. So kann erstens der Bauherr noch rechtzeitig über die Risikosituation oder 

eine allfällige Risikorelevanz seines Vorhabens informiert werden und hat Gelegenheit, sein Bau-

gesuch vor der Erteilung der Baubewilligung allenfalls mit risikomindernden Massnahmen zu ergän-

zen bzw. eine allfällige Projektänderung rechtzeitig einzureichen. Zweitens wird dem Inhaber so 

ermöglicht, den Kurzbericht oder die Risikoermittlung für seine Störfallanlage entsprechend den 

Anforderungen nach Artikel 8a StFV frühzeitig anzupassen.  

Erhalten die Behörden bereits vor der Einreichung des Baugesuchs Kenntnis von einem möglich-

erweise risikorelevanten Bauvorhaben, bspw. im Rahmen einer Voranfrage oder einer allgemeinen 

Bauherrenberatung durch die Behörden, sollte die Beratung der kantonalen Vollzugsbehörde noch 

vor der Einreichung des Baugesuchs erfolgen. 

 

                                                           

32 Bundesamt für Raumentwicklung, Bundesamt für Wasser und Geologie, Bundesamt für Umwelt, Wald 
und Landschaft: Empfehlung Raumplanung und Naturgefahren, Bern 2005. S. 27 

33 Bei Bedarf kann auch die zuständige Bundesvollzugsbehörde beigezogen werden. 
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4.2 Information der Grundeigentümer in den Konsultationsbereichen 

Sensibilisierung 
der Grundeigentü-
mer 

Bei Grundstücken in Konsultationsbereichen, die ein gewisses Gefährdungspotential aufweisen, 

wird empfohlen, die entsprechenden Eigentümer proaktiv – im Sinne der Sensibilisierung – über die 

Risikosituation zu informieren. Zudem sollten eine allgemeine Beratung durch die kantonale Voll-

zugsbehörde angeboten und Voranfragen vor der Einreichung des eigentlichen Baugesuchs emp-

fohlen werden. Diese Information erhöht zum einen die Akzeptanz der vorliegenden Beratung im 

Baubewilligungsverfahren (Ziff. 4.3 hiernach). Zum anderen ermöglicht sie, dass verantwortungsbe-

wusste Grundeigentümer bzw. Bauherren die Störfallsituation bereits bei der Projektierung einbe-

ziehen können.  

Zielführend in diesem Sinn ist das Vorgehen des Kantons Zürich, der in seinen kantonalen Richtplan 

eine Bestimmung aufgenommen hat, die von den Gemeindebehörden verlangt, dass sie Grundei-

gentümer informieren, deren Grundstücke ganz oder teilweise in den Konsultationsbereichen von 

der StFV unterstellten Anlagen liegen. Sinnvoll können aber auch Informationsveranstaltungen sein, 

wie sie in einigen Kantonen ab 2013 anlässlich der Einführung des neuen Artikel 11a StFV stattge-

funden haben.  

 

Fokus auf Nut-
zungsreserven und 
-potenziale 

Für die Berücksichtigung der Störfallvorsorge im Baubewilligungsverfahren sind die bereits bebau-

ten und relativ gut genutzten Grundstücke grundsätzlich nicht erheblich. Aus Effizienzgründen kann 

die Information deshalb auf Grundeigentümer von Grundstücken beschränkt werden, auf denen 

deutliche Nutzungsreserven bestehen. Als Nutzungsreserven gelten in diesem Zusammenhang in 

der Regel noch unbebaute Bauzonen, Baulücken sowie klar unternutzte Grundstücke. Nur auf sol-

chen Grundstücken sind – im Rahmen der geltenden Nutzungsplanung – Vorhaben möglich, die 

Wohn- und Arbeitsflächen für mehr als 50/100 Personen mit sich bringen. Zur Erhebung dieser Re-

serven eignen sich die Methoden und Hilfsmittel, die aufgrund des Auftrags des Raumplanungsge-

setzes, die Siedlungsentwicklung nach innen zu lenken (Art. 1 Abs. 2 Bst. abis RPG), erarbeitet wor-

den sind34.  

Ergänzung der 
Baugesuchformu-
lare 

Empfohlen wird weiter, die Triagekriterien «Konsultationsbereich», «Personenanzahl > 50/100» und 

«Empfindliche Nutzung» (Ziff. 4.3.2 – 4.3.3 hiernach) in die Baugesuchformulare aufzunehmen und 

auf die Beratung des Bauherrn durch die kantonale Vollzugsbehörde bei möglicherweise risikorele-

vanten Vorhaben hinzuweisen. Der Bauherr wird so bereits beim Ausfüllen der Formulare darauf 

aufmerksam gemacht, dass er im Verlauf des Baubewilligungsverfahrens u.U. von der kantonalen 

Vollzugsbehörde beraten wird.  

                                                           

34 Beispiele solcher Methoden: 

 RAUM+ der ETH Zürich. Informationen abrufbar unter: www.raumplus.ethz.ch 

 Siedlungsentwicklung nach innen (SEin) des Kantons Bern. Informationen abrufbar unter: 
www.be.ch/dij > Raumplanung > Kantonale Raumplanung 

http://www.raumplus.ethz.ch/
http://www.be.ch/dij
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Beratung im Rah-
men von Voranfra-
gen 

Viele Gemeinden beraten Bauherren bei komplexen Bauvorhaben oder bei unklarer Rechtslage im 

Rahmen von Sprechstunden und dgl. oder beantworten entsprechende Voranfragen schriftlich. Dies 

ermöglicht es Bauherren, Risiken bei der behördlichen Bewilligung ihres Projekts besser zu antizi-

pieren und so Zusatzkosten wegen Projektanpassungen zu vermeiden. 

Erhalten die Behörden aufgrund einer derartigen Voranfrage vor der Einreichung des eigentlichen 

Baugesuchs Kenntnis von einem möglicherweise risikorelevanten Vorhaben, wird empfohlen, die 

unten dargelegten Schritte der Beratung im Baubewilligungsverfahren (Ziff. 4.3.2 – 4.3.4 hiernach) 

vor der Einreichung des Baugesuchs sinngemäss durchzuführen. D.h., wenn die Baubewilligungs-

behörde bspw. erkennt, dass das fragliche Vorhaben Arbeitsplätze für mehr als 50 bzw. 100 Perso-

nen beinhalten wird, wird empfohlen, dass sie das Vorprojekt bzw. die vorhandenen Unterlagen und 

Informationen bereits zu diesem Zeitpunkt an die kantonale Vollzugsbehörde weiterleitet. Diese 

kann die Risikorelevanz des Vorhabens überprüfen, den Bauherrn und den Inhaber der Störfallan-

lage anschliessend über die Risiken des Vorhabens informieren und dem Bauherrn allfällige risiko-

mindernde Schutzmassnahmen empfehlen. Die Chance, dass der Bauherr diese Massnahmen im 

Rahmen der Projektierung noch berücksichtigt, ist grösser als später im Baubewilligungsverfahren. 

 

4.3 Ablauf Beratung im Baubewilligungsverfahren 

4.3.1 Ablaufschema 

Abbildung 7: Ablaufschema Beratung im Baubewilligungsverfahren 
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4.3.2 Schritt A: Triage aufgrund des Standorts 

 Vorhaben im Konsultationsbereich?  

(Nein  Keine Beratung des Bauherrn erforderlich; Ja  Schritt B) 

 

Analoge Anwendung 
der Konsultationsbe-
reiche 

 

Zunächst sollte abgeklärt werden, ob sich der Standort des Vorhabens ganz oder teilweise 

innerhalb eines Konsultationsbereichs befindet. Siehe dazu auch Ziff. 3.3 hiervor (Schritt A: 

Triage aufgrund des Standortes). Empfohlen wird, dass die Federführung für diesen Schritt 

bei der Baubewilligungsbehörde liegt. Sinnvoll ist aber auch die Mitwirkung des Bauherrn; die-

ser sollte sich selbst ebenfalls darüber informieren können, ob sich sein Vorhaben innerhalb 

eines Konsultationsbereichs befindet. Allenfalls hat er dies auch im entsprechenden Bauge-

suchformular festzuhalten (vgl. dazu Ziff. 4.2 hiervor).  

4.3.3 Schritt B: Triage aufgrund der Nutzung  

 Vorhaben > 50/100 Personen und/oder empfindliche Einrichtung?  

(Nein  Keine Beratung des Bauherrn erforderlich; Ja  Schritt C) 

 

Triagekriterien Beinhaltet das Baugesuch neuen Wohnraum für mehr als 50/100 Personen, neue Arbeitsplätze 

für mehr als 50/100 Personen oder ermöglicht es in anderweitiger Art den dauernden Aufenthalt 

von mehr als 50/100 Personen, ist es potenziell risikorelevant und es sollte mit Schritt C fortge-

fahren werden.  

Bei Betrieben und Rohrleitungsanlagen (Erdgas- und Erdölleitungen) wird ein Wert von 50 Per-

sonen, bei Eisenbahnanlagen, Durchgangsstrassen und beim Rhein ein Wert von 100 Perso-

nen, empfohlen35. 

Beinhaltet das beabsichtigte Vorhaben eine empfindliche Einrichtung (vgl. dazu Ziff. 3.2.3, Ta-

belle 1, hiervor), ist eine Beratung des Bauherrn durch die kantonale Vollzugsbehörde empfeh-

lenswert.  

Baubewilligungsbe-
hörde federführend 

Wie bei Schritt A liegt die Federführung für die Triage aufgrund der Nutzung sinnvollerweise bei 

der Baubewilligungsbehörde. Diese sollte anhand der zu Verfügung stehenden Baugesuchun-

terlagen abklären, wie viele Arbeitsplätze etc. das vorliegende Vorhaben mit sich bringt. Fehlen 

konkrete numerische Angaben, wird empfohlen, die Zahlen aufgrund der geplanten Flächen und 

dem aktuellen durchschnittlichen Wohn- und Arbeitsflächenbedarf pro Person zu eruieren. Sinn-

voll ist auch die Mitwirkung des Bauherrn; dieser kann der Baubewilligungsbehörde auf Nach-

frage Auskunft über die mögliche Personenanzahl oder die genaue Nutzungsart geben. Allen-

falls sollte er dies auch im entsprechenden Baugesuchformular festhalten (vgl. dazu Ziff. 4.2 

hiervor). 

 

                                                           

35 Die Empfehlung zu diesen beiden Triagekriterien ist bewusst konservativ und deshalb eher tief gehalten. 
Die Werte sollen im Rahmen der Anwendung dieser Planungshilfe geprüft und bei neuen Erkenntnissen 
bei Bedarf (nach oben) angepasst werden. 
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4.3.4 Schritt C: Beratung  

 Abklärung Risikorelevanz 

Vorhaben risikorelevant?  

(Nein  Keine weitere Beratung des Bauherrn erforderlich; Ja  Information des Bauherrn 

zur Risikorelevanz, allfällige Empfehlung von Massnahmen und Information des Inhabers) 

 

Grundsatz Befindet sich der Standort ganz oder teilweise innerhalb des Konsultationsbereichs und beinhal-

tet das Baugesuch Wohn- oder Arbeitsraum für mehr als 50/100 Personen bzw. empfindliche 

Nutzungen, sollte die kantonale Vollzugsbehörde beigezogen werden. Die Baubewilligungsbe-

hörde sollte in diesem Fall die kantonale Vollzugsbehörde auffordern, das Baugesuch innert 

einer bestimmten Frist aus der Sicht Störfall zu prüfen und leitet dieser zu diesem Zweck die 

Baugesuchunterlagen weiter. 

Abklärung Risikorele-
vanz durch die kant. 
Vollzugsbehörde 

In einem ersten Schritt sollte die kantonale Vollzugsbehörde abklären, ob sich mit dem beab-

sichtigten Vorhaben das Störfallrisiko innerhalb des Konsultationsbereichs übermässig erhöhen 

könnte und ob deshalb eine weitere Beratung des Bauherrn angezeigt ist. Es wird empfohlen, 

diese Beurteilung anhand der eingereichten Baugesuchunterlagen vorzunehmen. Die im An-

hang 1 aufgeführten Referenzwerte und die in Anhang 2 beschriebene Methode können dabei 

sinngemäss angewendet werden. Beinhaltet das beabsichtigte Vorhaben eine empfindliche Ein-

richtung (vgl. dazu Ziff. 3.4, Tabelle 1), ist eine weitere Beratung des Bauherrn durch die kanto-

nale Vollzugsbehörde ebenfalls sinnvoll. 

Beratung des Bau-
herrn 

Ist das Vorhaben risikorelevant, sollte die kantonale Vollzugsbehörde den Bauherrn in erster 

Linie über diese Tatsache informieren und diesem die Umstände der Risikorelevanz erläutern. 

Weiter sollte sie dem Bauherrn die Angaben zum Inhaber der Störfallanlage zwecks Kontaktauf-

nahme liefern. Sie kann darüber hinaus mögliche risikomindernde Massnahmen vorschlagen, 

namentlich einfache Massnahmen, die sich aus ihrer fachlichen Sicht für die Verbesserung der 

Risikosituation aufdrängen. In Frage kommen in erster Linie einfache Schutzmassnahmen im 

Bereich des beabsichtigten Vorhabens (z. B. technische Massnahmen an Gebäude oder Fas-

sade, vgl. zu den Schutzmassnahmen im Übrigen Anhang 4). Die Massnahmen sind zwar frei-

willig, d.h., der Bauherrn kann nicht verpflichtet werden, diese umzusetzen. Aufgrund der Vor-

teile, welche die Massnahmen für sämtliche Beteiligten bringen, sollte die Vollzugsbehörde dem 

Bauherrn aber dennoch empfehlen, die Massnahmen umzusetzen und auf allfällige Nachteile 

aufmerksam machen, welche eine Nichtbeachtung der Massnahmen für den Bauherrn haben 

kann. Wie oben unter Ziff. 4.2 festgehalten kann es zur Steigerung der Akzeptanz der Beratung 

des Bauherrn Sinn machen, die Grundeigentümer innerhalb der Konsultationsbereiche vorgän-

gig bzw. unabhängig von konkreten Bauabsichten zur Risikosituation zu sensibilisieren. 
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Information des Anla-
geninhabers 

Weiter sollte die kantonale Vollzugsbehörde den Anlageninhaber über das Bauvorhaben im Um-

feld seiner Störfallanlage informieren. Bei netzförmigen Anlagen wird empfohlen, dass die Bun-

desvollzugsbehörden den kantonalen Vollzugsbehörden eine Liste mit Kontaktpersonen zur Ver-

fügung stellen, so dass auch in diesen Fällen eine effiziente Information der Anlageninhaber 

erfolgen kann. Der Inhaber erhält durch die Informationen zum im Umfeld seiner Anlage geplan-

ten risikorelevanten Vorhaben erstens Gelegenheit, den Kurzbericht oder die Risikoermittlung 

für seine Anlage entsprechend den Anforderungen nach Artikel 8a StFV frühzeitig anzupassen. 

Zweitens kann er den Bauherrn auf spezifische Risikoaspekte aufmerksam machen und diesem 

selbst gewisse Massnahmen empfehlen. Unter Umständen ergeben sich aufgrund einer vom 

Inhaber frühzeitig erstellten provisorischen Risikoermittlung mögliche sinnvolle Massnahmen. 

Damit der Inhaber auf das Bauvorhaben, wie oben dargelegt, reagieren kann, sollte er aber vom 

Baugesuch im Umfeld seiner Anlage Kenntnis erhalten. Aus diesem Grund ist der Inhaber im 

Schema oben unter Schritt C als mitwirkende Stelle aufgeführt. 

 

4.4 Planungszone  

Definition Müssen Nutzungspläne angepasst werden, so kann nach Artikel 27 Absatz 1 RPG die zustän-

dige Behörde für genau bezeichnete Gebiete Planungszonen bestimmen. Innerhalb der Pla-

nungszonen darf nichts unternommen werden, was die Nutzungsplanung erschweren könnte. 

Ultima ratio Soll in aus Störfallsicht besonders heiklen Fällen eine entsprechende Anpassung der Nutzungs-

planung geprüft werden, kann der Erlass einer Planungszone Sinn machen, um der Gemeinde 

Zeit dafür zu geben. Dies kann der Fall sein, wenn sich der Bauherr trotz Beratung und allfälliger 

Empfehlung von risikomindernden Massnahmen durch die kantonale Vollzugsbehörde dafür 

entscheidet, an einem zonenkonformen und damit bewilligungsfähigen Bauvorhaben festzuhal-

ten, das zu einer Risikoerhöhung in den nicht akzeptablen Bereich hineinführen und damit die 

Existenz einer Störfallanlage im öffentlichen Interesse gefährden könnte. Ein Beispiel hierfür 

wäre der gemäss Nutzungsplanung mögliche Bau eines Alters- und Pflegeheims direkt neben 

einer wichtigen bestehenden Störfallanlage. In einem solchen Fall kann es planerisch möglich-

erweise Sinn machen, die fehlende Koordination von Raumplanung und Störfallvorsorge mit 

einer Anpassung der Nutzungsplanung «nachzuholen». Dies aufgrund von Artikel 3 Absatz 3 

Buchstabe b RPG, wonach Wohngebiete vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen wie Luft-

verschmutzung, Lärm und Erschütterungen möglichst verschont werden und Artikel 11a StFV, 

wonach die Störfallvorsorge in der Richt- und Nutzungsplanung zu berücksichtigen ist. Die Pla-

nungszone bietet das Instrumentarium für die vorsorgliche Sicherung einer solchen Anpassung 

der Nutzungsplanung. 

Vorgehen Zuständig für den Erlass einer Planungszone ist in der Regel die Gemeinde als kommunale 

Planungsbehörde. Ist aufgrund eines zonenkonformen Vorhabens eine Risikoerhöhung einer 

wichtigen bestehenden Störfallanlage in den nicht akzeptablen Bereich zu erwarten, können der 

Störfallanlageninhaber, die Störfallfachstelle oder die Baubewilligungsbehörde bei der Ge-

meinde vorstellig werden und den Erlass einer Planungszone beantragen. Wird die Planungs-

zone innert einer bestimmten Frist – in der Regel 3 Monate nach Einreichung des aus Störfall-

sicht problematischen Baugesuchs – erlassen, kann das Bauvorhaben für eine bestimmte Zeit 
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blockiert und die Nutzungsplanung in dieser Zeit so angepasst werden, dass eine sachgerechte 

Koordination der Störfallvorsorge mit der Raumplanung gewährleistet ist.  
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ANHANG 1: TABELLE REFERENZWERTE BEVÖLKERUNG
40

 

                                                           
36 Diese Kategorie umfasst Nationalstrassen sowie kantonale Autobahnen mit mindestens 4 richtungsgetrennten Fahrspuren. 
37 Diese Kategorie umfasst nationale Autostrassen sowie kantonale Autostrassen mit weniger als 4 Fahrspuren, 1- bis 3-stellig nummerierte Hauptstrassen (vgl. Durchgangsstrassenverordnung 

vom 18. Dezember 1991) sowie der StFV unterstellte wichtige Gemeindestrassen. 
38 Zusätzlich wurde eine Freisetzung basierend auf einer Ammoniakfreisetzung aus einem Betrieb mit Riskcurves berechnet. 
39 Bei linienförmigen Störfallanlagen (Verkehrswegen und Rohrleitungsanlagen) entspricht der Konsultationsbereich dem Überprüfungsbereich der Scanner-Zelle. Der Konsultationsbereich bei 

Betrieben, welche das Zehnfache der Mengenschwelle gemäss StFV für humantoxische Gase oder Flüssiggas überschreiten, beträgt 300 m. Für die anderen Betriebe wird ein Konsultationsbe-
reich von 100 m angenommen. Für eine einfache Anwendung der Triagekriterien zur Beurteilung der Risikorelevanz wird aus Vereinfachungsgründen beim angegebenen Überprüfungsbereich 
eine Arealausdehnung von 50 m angenommen. Daran schliesst der Konsultationsbereich von 100 resp. 300 m. Der Mittelpunkt des kreisförmigen Überprüfungsbereichs wird in der Regel im 
Mittelpunkt des Betriebsareals platziert. Bei grossen Betrieben oder bei Betrieben, bei denen der Standort der Gefahrenquelle risikorelevant ist, kann der Mittelpunkt auch auf die risikorelevante 
Gefahrenquelle gesetzt werden. 

40 Kanton Bern, Amt für Gemeinden und Raumordnung & Kantonales Laboratorium (2018): Arbeitshilfe, Koordination Störfallvorsorge in der Raumplanung, Bern 

Anlage  Referenzwert RevBev Konsultationsbereich resp. Überprüfungsbereich  Scanner-Zelle 

   [Personen]  Breite  Fläche  

Autobahnen, mindestens  

4-spurig36 

50‘000 ≤ DTV ≤ 75‘000  680 100 m nach beiden Seiten, gemessen 

ab Grenze des Strassenareals. 

200 m 4 ha 

75‘000 ≤ DTV < 100‘000  600 

100‘000 ≤ DTV < 125‘000  560 

125‘000 ≤ DTV < 150‘000  520 

Übrige Durchgangsstrassen 

im Geltungsbereich der 

StFV37 

20‘000 ≤ DTV ≤ 30‘000  840 100 m nach beiden Seiten, gemessen 

ab Grenze des Strassenareals. 

200 m 4 ha 

30‘000 ≤ DTV < 40‘000  720 

40‘000 ≤ DTV < 50‘000  600 

Eisenbahnanlagen   400 100 m nach beiden Seiten, gemessen ab Aussengleisgrenze. 200 m 4 ha 

Erdölleitungen Teilweise Stoffe mit Flp < 21°C 

(Brandgefahrenklasse F1, z.B. Benzin) 

 80  200 m 4 ha 

 Ausschliesslich Rohöl bzw. Stoff mit  

Flp. ≥ 21°C (Brandklassen F2/F3/F4/F5) 

 200  200 m 4 ha 

Erdgashochdruckleitungen <10" (Ref. 8", 70bar)  200 100 m nach beiden Seiten, gemessen ab Mitte der Leitungsachse. 200 m 4 ha 

 10" ≤  < 16" (Ref. 12", 70bar)  80 100 m nach beiden Seiten, gemessen ab Mitte der Leitungsachse. 200 m 4 ha 

 16" ≤  < 24" (Ref. 16", 80bar)  50 100 m nach beiden Seiten, gemessen ab Mitte der Leitungsachse. 200 m 4 ha 

 24" ≤  ≤ 48" (Ref. 36", 85bar)  110 300 m nach beiden Seiten, gemessen ab Mitte der Leitungsachse. 600 m 36 ha 

Betriebe Basierend auf Propanfreisetzung38  75/110 Radius 150/350 m39 --  
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ANHANG 2: METHODE FÜR DIE BEURTEILUNG DER 

RISIKORELEVANZ
41

 

Grundsatz Die Auswirkungen eines Störfalls können eine symmetrische / gleichmässige Ausbreitung besitzen 

und auch die bereits vorhandene Bevölkerung betreffen. Das bedeutet, dass das Areal, welches bei 

einem Störfall betroffen sein kann, beidseitig einer linienförmigen Anlage bzw. im Kreisperimeter eines 

stationären Betriebs liegen kann. Infolgedessen können Personen, die vor einer eventuellen Planan-

passung im Konsultationsbereich42 wohnen oder arbeiten (Ist-Zustand), im Falle eines Störfalls eben-

falls betroffen sein und mit den zusätzlichen Personenbelegungen im Konsultationsbereich insgesamt 

zu einem höheren kollektiven Risiko führen (siehe Abbildung 8). 

Bei dem Vergleich der Personenbelegung im Konsultationsbereich mit dem Referenzwert Bevölke-

rung (RefBev) muss deshalb nicht nur die bei der Anpassung der Richt- und Nutzungsplanung vorge-

sehene zusätzliche Personenbelegung (Pzus), sondern auch die vorhandene Personenbelegung (PIst) 

gesamthaft mit berücksichtigt werden43.  

Die Risikorelevanz des Projekts ist nicht gegeben, wenn gilt: 

 𝑷𝑰𝒔𝒕 +  𝑷𝒛𝒖𝒔 ≤ 𝑹𝒆𝒇𝑩𝒆𝒗 (1) 

Im Gegenschluss gilt: Ist die Summe aus PIst und Pzus (im Konsultationsbereich) grösser als der Re-

ferenzwert RefBev, so ist die Risikorelevanz gegeben und die weitere Koordination der Raumplanung 

mit der Störfallvorsorge ist notwendig. 

 

Konsultationsbereich 

und Wirkbereich ei-

nes Störfalles 

Der Konsultationsbereich vereinheitlicht den Wirkbereich von möglichen Störfällen (Abbildung 8: 

links: Betrieb; rechts: Anlage mit linienförmiger Ausprägung): 

Abbildung 8: Wirkbereich eines Störfalls und Konsultationsbereich 

 
 

Konsultationsbereich 
bei linienförmigen 
Anlagen 

Bei Anlagen mit linienförmiger Ausprägung wird die Wirkdistanz rechtwinklig zur Anlage durch den 

Konsultationsbereich einheitlich dargestellt. Da sich bei linienförmigen Anlagen wie Eisenbahnanla-

gen, Durchgangsstrassen und Rohrleitungsanlagen (Erdgashochdruck- und Erdölleitungen) ein 

Störfall an jedem Punkt der Anlage ereignen kann, ist auch eine einheitliche Betrachtung der Wirk-

distanz entlang einer solchen Anlage notwendig. Dieses Vorgehen ermöglicht die Prüfung bezüglich 

möglicher Störfälle, die entlang der Anlagelinie eintreten können (Abbildung 9).  

                                                           

41 Sämtliche Abbildungen dieses Anhangs entstammen – in teilweise abgeänderter Form – folgender Publikation: 
Kanton Bern, Amt für Gemeinden und Raumordnung & Kantonales Laboratorium (2018): Arbeitshilfe, Koordina-
tion Störfallvorsorge in der Raumplanung, Bern 

42 Bei linienförmigen Störfallanlagen (Verkehrswegen und Rohrleitungsanlagen) entspricht der Konsultationsbereich 

dem Überprüfungsbereich der Scanner-Zelle. Der Konsultationsbereich bei Betrieben, welche das Zehnfache der 

Mengenschwelle gemäss StFV für humantoxische Gase oder Flüssiggas überschreiten, beträgt 300 m. Für die 

anderen Betriebe wird ein Konsultationsbereich von 100 m angenommen. Für eine einfache Anwendung der Tria-

gekriterien zur Beurteilung der Risikorelevanz wird aus Vereinfachungsgründen beim angegebenen Überprüfungs-

bereich eine Arealausdehnung von 50 m angenommen. Daran schliesst der Konsultationsbereich von 100 resp. 

300 m. Der Mittelpunkt des kreisförmigen Überprüfungsbereichs wird in der Regel im Mittelpunkt des Betriebsare-

als platziert. Bei grossen Betrieben oder bei Betrieben, bei denen der Standort der Gefahrenquelle risikorelevant 

ist, kann der Mittelpunkt auch auf die risikorelevante resp. risikorelevanten Gefahrenquellen gesetzt werden. 

43  Personenbelegungen von abzubrechenden Gebäuden müssen entsprechend abgezogen werden. 
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Da die Referenzwerte für alle möglichen Störfallorte entlang der Anlage eingehalten werden müs-

sen, ist die Definition von entsprechenden Abschnitten für die Prüfung im Hinblick auf die Einhaltung 

der Referenzwerte RefBev notwendig. 

Abbildung 9: Konsultationsbereich bei linienförmigen Anlagen 

 
 

Analyse bei linienför-
migen Anlagen 

Bei linienförmigen Anlagen wie Durchgangsstrassen, Eisenbahnanlagen und Rohrleitungsanlagen 

(Erdgashochdruck- und Erdölleitungen) muss ein Referenzabschnitt bestimmt werden, in dem die 

Personenbelegung mit dem Referenzwert Bevölkerung für jeden möglichen Störfallort zu verglei-

chen ist. Um eine Unterschätzung des Risikos zu vermeiden, soll dieser Referenzabschnitt den 

Wirkbereich eines Störfallereignisses umfassen, welcher im Idealfall als radialsymmetrisch ange-

nommen wird. Eine adäquate Analyse, welche die Personenbelegung beidseitig entlang der Anla-

genachse berücksichtigt, kann vorgenommen werden, indem ein dynamisches Konsultationsbe-

reichsraster verwendet wird. Dieses Raster wird aus Vereinfachungsgründen mittels quadratisch ge-

wählten Zellen (hier „Scanner-Zellen“ genannt) aufgebaut. 

 

Eine sogenannte Scanner-Zelle ist wie folgt definiert: 

a. Zunächst wird eine senkrecht zur linearen Anlage verlaufende Linie („Basislinie“) durch den ge-

samten Konsultationsbereich gezogen. Das Zentrum der Scanner-Zelle stellt im Idealfall den 

Ort eines möglichen Störfalles dar. Vorliegend ist das Beispiel der Scanner-Zelle für eine rich-

tungsgetrennte Autobahn gezeigt. Dort findet ein Störfallereignis am äusseren Rand einer Rich-

tungsfahrbahn statt, wobei die Fahrbahnen sowie der Mittelstreifen nicht zur Betrachtungsfläche 

der Scanner-Zelle gezählt werden. 

 

 
b. Eine zur Basislinie parallele Grenzlinie wird nach beiden Seiten der Basislinie entlang des Ver-

laufs der linearen Anlage eingetragen. Der Abstand zwischen Basislinie und der Grenzlinie auf 

beiden Seiten beträgt bei Strassen, Eisenbahnen, Erdölleitungen und Erdgashochdruckleitun-

gen mit Nennweiten kleiner als 24 Zoll 100 m. 

Bei Erdgashochdruckleitungen mit Nennweiten grösser oder gleich 24 Zoll beträgt der Konsulta-

tionsbereich 300 m nach beiden Seiten sowie die Breite einer Scanner-Zelle 2 x 300 m = 

600  m.  
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c. Die Scanner-Zelle umfasst die Fläche zwischen den Grenzlinien und dem Rand des Konsultati-

onsbereichs (KoBe). Diese Fläche beträgt im gezeigten Beispiel für Autobahnen 200 m x 200 m 

(4 x 1 ha) = 4 ha (abzüglich des Anlagenbereiches: hier ohne Richtungsfahrbahnen und Mittel-

streifen). Die gleiche Grösse der Scanner-Zelle wird benutzt bei allen anderen Strassen im Gel-

tungsbereich der StFV, Eisenbahnanlagen, Erdölleitungen und Erdgashochdruckleitungen mit 

Nennweiten kleiner als 24 Zoll. 

Bei Erdgashochdruckleitungen mit Nennweiten grösser oder gleich 24 Zoll umfasst der Konsul-

tationsbereich 300 m nach beiden Seiten und die Grösse der Scanner-Zelle beträgt 300 m x 

300 m = 36 ha. 

 

Anwendung der 
Scanner-Zellen 

Mit der Verwendung von Scanner-Zellen wird bei der Prüfung der Personenbelegung gewährleistet, 

dass die gesamte Anzahl von Personen, die sich innerhalb des Wirkbereichs befindet, berücksichtigt 

wird (Abbildung 10).  

 

Abbildung 10: Anwendung der Scanner-Zelle bei linienförmigen Anlagen mit KoBe-Abstand 
von 100 m  4 x 1 ha.  

 

 
(bei einem KoBe-Abstand vom 300 m ist die Scanner-Zelle 600 x 600 m gross, d.h. umfasst 36 x 1 ha) 
 

Die Risikorelevanz ist nicht gegeben, solange die Bedingung (1) (𝑃𝐼𝑠𝑡 + 𝑃𝑧𝑢𝑠 ≤ 𝑅𝑒𝑓𝐵𝑒𝑣)  innerhalb 

jeder zu betrachtenden Scanner-Zelle erfüllt ist44. 

 

Die Referenzwerte für alle möglichen Störfallorte innerhalb eines neuen Planungsareals werden ge-

prüft, indem man den Störfallort (Zentrum der Scanner-Zelle) entlang der Anlageachse jeweils: 

 um 100 m bei Strassen, Eisenbahnanlagen, Erdölleitungen und Erdgashochdruckleitungen 

< 24 Zoll - bzw.  

 um 300 m bei Erdgashochdruckleitungen ≥ 24 Zoll verschiebt. 

 

Der erste Störfallort ist eingangs des neuen Planungsareals, das den Konsultationsbereich tangiert, 

zu positionieren (ein Konsultationsbereichsabstand davor, z.B. 100 m). Die Verschiebung des Zent-

rums der Scanner-Zelle entlang der Anlagelinie um jeweils einen Konsultationsbereichsabstand von 

100 m bzw. 300 m muss so lange wiederholt werden, bis das gesamte Planungsareal, das den Kon-

sultationsbereich tangiert, berücksichtigt ist (letzter Störfallort am Ende des den Konsultationsbe-

reich tangierenden Planungsareals, die Scanner-Zelle reicht einen Konsultationsbereichsabstand 

darüber hinaus). 

                                                           

44  Bei der Prüfung der Bedingung (1) wird eine homogene Personenverteilung innerhalb der Scanner-Zelle 

angenommen. 



 

44 

Vorgehensweise Die nachfolgende Abbildung 11 zeigt die Vorgehensweise bei der Prüfung der Personenbelegung 

hinsichtlich der Referenzwerte bei linienförmigen Störfallanlagen, wobei in diesem Fall der Referenz-

wert Bevölkerung (RefBev) in keiner der Scanner-Zellen A, B und C überschritten wird. 
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Abbildung 11: Prüfung der Personenbelegung innerhalb von Scanner-Zellen in Bezug auf 
die Referenzwerte am Beispiel einer 4-spurigen Autobahn. 
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Analyse bei Betrie-
ben 

Unter Berücksichtigung des Gefahrenpotentials aufgrund der vorhandenen Stoffe wurden für Be-

triebe zwei Überprüfungsbereiche45 festgelegt:  

 150 m für Betriebe mit kleinem Gefahrenpotential und 

 350 m für Betriebe mit grossem Gefahrenpotential (grössere Freisetzungen sind möglich). 

 

Der Überprüfungsbereich, welcher auch die Ausdehnung der Anlage berücksichtigt, basiert auf einer 

Kreisfläche um den Betriebsstandort (d.h. radialsymmetrischer Wirkbereich). Die Prüfung, ob die 

Personenbelegung des Planungsareals im Überprüfungsbereich den Referenzwert für Betriebe 

überschreitet, ist innerhalb des oben definierten Überprüfungsbereichs vorzunehmen46.  

 

                                                           

45 Für eine einfache Anwendung der Triagekriterien zur Beurteilung der Risikorelevanz wird aus Vereinfa-
chungsgründen beim angegebenen Überprüfungsbereich eine Arealausdehnung von 50 m angenommen. 
Daran schliesst der Konsultationsbereich von 100 resp. 300 m an. Der Mittelpunkt des kreisförmigen 
Überprüfungsbereichs wird in der Regel im Mittelpunkt des Betriebsareals platziert. Bei grossen Betrieben 
oder bei Betrieben mit einer wichtigen spezifischen Gefahrenquelle, kann der Mittelpunkt auch auf diese 
Gefahrenquelle gesetzt werden.  

46 Die Mitarbeiter des Betriebs sind nicht zu berücksichtigen.  
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ANHANG 3: SICHERHEITSMASSNAHMEN BEI DEN 

STÖRFALLANLAGEN 

Grundsatz 

Ziel der Massnah-
men 

Das Ziel der Massnahmen besteht darin, das Ausmass oder die Wahrscheinlichkeit der infolge eines 

Störfalls entstehenden Einwirkungen auf die Bevölkerung zu minimieren. Ob die unten aufgeführten 

Massnahmen jeweils geeignet sind, wird stark von der jeweiligen konkreten Situation abhängen. In 

jedem Fall ist ein Einbezug des Inhabers der Störfallanlage und des Grundeigentümers im Umfeld zu 

empfehlen.  

Sicherheitsmassnah-
men nach Art. 3 
StFV 

Der Inhaber eines Betriebs, eines Verkehrswegs oder einer Rohrleitungsanlage muss alle zur Ver-

minderung des Risikos geeigneten Massnahmen treffen, die nach dem Stand der Sicherheitstechnik 

verfügbar, aufgrund seiner Erfahrung ergänzt und wirtschaftlich tragbar sind. Dazu gehören Mass-

nahmen, mit denen das Gefahrenpotenzial herabgesetzt, Störfälle verhindert und deren Einwirkungen 

begrenzt werden. 

Bei der Wahl der Massnahmen müssen betriebliche und umgebungsbedingte Ursachen für Störfälle 

sowie Eingriffe Unbefugter berücksichtigt werden. 

Zusätzliche Sicher-
heitsmassnahmen 
nach Art. 8 StFV 

Die zusätzlichen Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 8 StFV beinhalten Massnahmen, die über die 

wirtschaftlich tragbaren Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 3 StFV hinausgehen. Zu den zusätzli-

chen Massnahmen gehören namentlich auch Betriebs- und Verkehrsbeschränkungen sowie Betriebs- 

und Verkehrsverbote (Art. 8 StFV), also Massnahmen, die wirtschaftlich zumindest teilweise nicht 

mehr tragbar sind. 

Beispiele von Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 3 StFV 

Anlagen Massnahmen 

Betrieblich Technisch Organisatorisch 

Eisenbahnanlagen 

 

Die z.V. stehenden betrieblichen, technischen und organisatorischen Mass-

nahmen sind in der Richtlinie «Massnahmen für Eisenbahninfrastrukturen 

gemäss Störfallverordnung im Rahmen eines Plangenehmigungsverfah-

rens» des BAV vom 1.3.2019 festgehalten.47  

 

Einsatzplanung 

Durchgangs- 

strassen 

 

 

Die z.V. stehenden betrieblichen, technischen und organisatorischen Mass-

nahmen sind in der Richtlinie «Sicherheitsmassnahmen gemäss Störfallver-

ordnung bei Nationalstrassen» des ASTRA von 2008 festgehalten.48 

Einsatzplanung 

Erdgashochdruck- 

und Erdölleitungen 

Sind in der Regel netzweit umgesetzt nach den Regeln der Technik und den 

ERI-Richtlinien49. 

Einsatzplanung 

Stationäre              

Anlagen 

  Auffangwannen  

 Detektionsinstrumente (Produkte-/Druck-Über-

wachung) und Alarmierung des Personals 

 Brandschutzeinrichtungen 

Weitere Sicherheitsmassnahmen können den 

Rahmenberichten50 entnommen werden 

Einsatzplanung 

                                                           

47 Richtlinie «Massnahmen für Eisenbahninfrastrukturen gemäss Störfallverordnung im Rahmen eines Plangeneh-
migungsverfahrens“, BAV, 1.3.2019 

48 Richtlinie «Sicherheitsmassnahmen gemäss Störfallverordnung bei Nationalstrassen», ASTRA, 2008.  

49 Technische Richtlinien des Eidg. Rohrleitungsinspektorates 

50 Die Rahmenberichte stellen den Stand der Technik der Störfallvorsorge in einem bestimmten Anlagenbereich dar 

und beinhalten Anleitungen zur Erstellung der Kurzberichte und Risikoermittlungen. Unter folgendem Link können 
die Vollzugshilfen des BAFU und anderer Bundesstellen sowie von Dritten heruntergeladen werden. 

https://www.google.ch/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwjU3ZXu5f7qAhUCy6QKHeG-DJgQFjAAegQIAxAB&url=https%3A%2F%2Fwww.bav.admin.ch%2Fdam%2Fbav%2Fde%2Fdokumente%2Frichtlinien%2Feisenbahn%2Fstoerfallvo-pgv.pdf.download.pdf%2Fde-st%25C3%25B6rfall-pgv-2019.pdf&usg=AOvVaw2M9j4psV9Mlluqu8_2bnja
https://www.google.ch/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwir0bvZ6P7qAhWHlosKHSLlAbYQFjAAegQIBRAB&url=https%3A%2F%2Fwww.astra.admin.ch%2Fdam%2Fastra%2Fde%2Fdokumente%2Fstandards_fuer_nationalstrassen%2Fastra_19001_sicherheitsmassnahmengemaessstoerfallverordnungbeina.pdf.download.pdf%2Fastra_19001_sicherheitsmassnahmengemaessstoerfallverordnungbeina.pdf&usg=AOvVaw1YC17EiVb3lzdbkosucs2-
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/stoerfallvorsorge/publikationen-studien/publikationen/handbuch-stoerfallverordnung---uebersicht-aller-module.html
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Beispiele zusätzlicher Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 8 StFV 

Anlagen Massnahmen 

Betrieblich Technisch Organisatorisch 

Eisenbahnanlagen  Lokale Geschwindigkeits-

reduktion 

 Transportverbot resp. -be-

schränkungen für spezifi-

sche Stoffe / Mengen 

Die z.V. stehenden betrieblichen, technischen und organisato-

rischen Massnahmen sind in der Richtlinie «Massnahmen für 

Eisenbahninfrastrukturen gemäss Störfallverordnung im Rah-

men eines Plangenehmigungsverfahrens» des BAV vom 

1.3.2019 festgehalten.51 

 

 

Durchgangs- 

strassen 

- Transportverbot resp. -

beschränkungen für spe-

zifische Stoffe / Mengen 

Die z.V. stehenden betrieblichen, technischen und organisato-

rischen Massnahmen sind in der Richtlinie «Sicherheitsmass-

nahmen gemäss Störfallverordnung bei Nationalstrassen» des 

ASTRA von 2008 festgehalten und im Bericht „Zehn Jahre Stör-

fallverordnung“ mit Beispielen illustriert.52 

 

Erdgashochdruck- 

und Erdölleitungen 

 

- Druckabsenkung 

 

 Schutzplatten 

 Erhöhung der Wandstärke 

der Rohre 

 Höhere Überdeckung 

 Doppelrohrsystem 

 Verlegung in grosser Tiefe 

mittels Spülbohrung 

Häufigere Trasseekontrollen 

Stationäre Anlagen  Betriebseinschränkun-

gen  

 Reduktion der gelagerten 

Mengen 

 Zusätzliche Sensoren 

(über den Stand der    

Technik hinaus) 

 Bauliche Massnahmen in 

der Anlage (Mau-

ern/Dämme) 

 Weitere zusätzliche Si-

cherheitsmassnahmen 

können den Rahmenbe-

richten53 entnommen wer-

den 

 

Direkte Alarmierung der Be-

völkerung 

 

 

  

                                                           

51 Richtlinie «Massnahmen für Eisenbahninfrastrukturen gemäss Störfallverordnung im Rahmen eines Plan-
genehmigungsverfahrens», BAV, 1. März 2019.  

52 Richtlinie «Sicherheitsmassnahmen gemäss Störfallverordnung bei Nationalstrassen», ASTRA, 2008 und 
Bericht «Zehn Jahre Störfallverordnung», August 2019. 

53 Die Rahmenberichte stellen den Stand der Technik der Störfallvorsorge in einem bestimmten Anlagenbe-
reich dar und beinhalten Anleitungen zur Erstellung der Kurzberichte und Risikoermittlungen. Unter folgen-
dem Link können die Vollzugshilfen des BAFU und anderer Bundesstellen sowie von Dritten heruntergela-
den werden. 

 

https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/rechtliches/rechtsgrundlagen-vorschriften/richtlinien/richtlinien-bahn/stand-der-sicherheitstechnik-fuer-eisenbahninfrastrukturen.html
https://www.astra.admin.ch/astra/de/home/fachleute/dokumente-nationalstrassen/standards/risiko-sicherheitsmanagement.html
https://www.astra.admin.ch/dam/astra/de/dokumente/abteilung_strasseninfrastrukturallgemein/bericht-10jahre-stoerfallverordnung.pdf.download.pdf/Bericht%20zehn%20Jahre%20St%C3%B6rfallverordnung.pdf
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/stoerfallvorsorge/publikationen-studien/publikationen/handbuch-stoerfallverordnung---uebersicht-aller-module.html
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ANHANG 4: MÖGLICHE SCHUTZMASSNAHMEN AUSSERHALB DER 

STÖRFALLANLAGEN 

Grundsatz 

Ziel der            

Schutzmassnahmen 

Das Ziel der Schutzmassnahmen besteht darin, das Ausmass der infolge eines Störfalls entstehenden 

Einwirkungen auf die Bevölkerung mit Massnahmen planerischer oder baulicher Art auf den Grundstü-

cken in der Umgebung der Störfallanlagen zu minimieren. Die Schutzmassnahmen werden in der jewei-

ligen Planung (Richt- oder Nutzungsplanung) festgelegt. Grundeigentümerverbindliche Massnahmen 

können nur in der Nutzungsplanung festgeschrieben werden. Ob die unten aufgeführten Schutzmass-

nahmen jeweils geeignet sind, wird stark von der jeweiligen konkreten Situation abhängen. In jedem Fall 

ist ein Einbezug des Inhabers der Störfallanlage und des Grundeigentümers im Umfeld zu empfehlen.  

Einfache Schutzmas-

snahmen 

Einfache Schutzmassnahmen auf der Stufe Nutzungsplanung beinhalten gemeinhin die risikosenkende 

Anordnung von Räumen und Technik sowie die Gebäudegestaltung. Auch die Gestaltungsplanpflicht 

bzw. die Pflicht zur nachgelagerten Sondernutzungsplanung gehört zu den einfachen Schutzmassnah-

men. Eine typische einfache planerische Massnahme auf Stufe Richtplanung ist die Festlegung einer 

Koordinationsanweisung für die nachgelagerte Nutzungsplanung. 

Weitere Schutzmass-

nahmen 

Weitere Schutzmassnahmen beinhalten gemeinhin die risikosenkende Änderung der zulässigen Nut-

zungsart (z.B. Verzicht auf Büronutzungen in einer Arbeitszone, Verzicht auf einen gewissen Anteil an 

Wohnnutzungen in einer gemischten Wohn- und Gewerbezone oder Reduktion der Arbeitsplatzdichte), 

des zulässigen Nutzungsmasses (z.B. Verzicht auf eine Ausschöpfung der zulässigen baulichen Ausnüt-

zung) sowie verhältnismässig teure bauliche Massnahmen. 

Beispiele Schutzmassnahmen 

Anweisungen für die 

nachgelagerten Pla-

nungen 

 

 Festlegung von Koordinationsanweisungen an die für die Nutzungsplanung zuständigen Be-

hörden in der kantonalen, regionalen oder kommunalen Richtplanung. Eigentliche Massnah-

men können in der Regel auf Stufe Richtplanung noch nicht festgelegt werden, da diese nur 

behördenverbindlich wirkt. Die Koordinationsanweisung kann allgemeiner Natur sein oder be-

reits eine Zielvorgabe enthalten. 

 Festlegung von Koordinationsanweisungen in der Grundnutzungsplanung für eine allfällige 

nachgelagerte Sondernutzungsplanung. Auch hier kann die Koordinationsanweisung allgemei-

ner Natur sein oder bereits eine Zielvorgabe enthalten. Die Zielvorgabe kann bspw. die maximal 

zulässige Risikoerhöhung betreffen. 

Vorschriften zur Nut-

zung 
 Ohnehin eingeplante und notwendige sekun-

däre Nutzungen wie z. B. Neben-, Technik- oder 

Lagerräume, Parkhäuser, Erschliessungsstras-

sen und Parkflächen anlageseitig anordnen (Ab-

bildung 1).  

 Distanz der Gebäude zu den Anlagen unter Ver-

zicht auf bauliche Nutzungsmöglichkeiten mög-

lichst gross halten. 

 Nur Nutzungen für Personengruppen und Aktivi-

täten mit hinreichenden Möglichkeiten für Selbst- 

und Fremdrettung zulassen, z. B. keine Alters-

heime, -siedlungen, Spitäler, kein verdichteter 

Wohnungsbau mit nachts anwesenden Perso-

nen. 

 Nur Nutzungen zulassen, bei denen für spezifi-

sche Aktivitäten eine maximale Personendichte 

oder ein maximales Aufkommen bei gleichzeitig 

anwesenden Personen nicht überschritten wird. 

Abbildung 1: Parkplätze bahnseitig 
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 Beschränkung von personenintensiven Dienstleistungsnutzungen in Industrie- und Gewerbe-

zonen.  

 Beschränkung des Wohnnutzungsanteils in gemischten Zonen (z. B. in Wohn- und Gewerbe-

zonen) 

 Keine Erhöhung der Baumassenziffer (Nutzungsbonus) bei Arealüberbauungen zulassen. 

 Abgestufte Personen-Dichteverteilung: Abnahme der zulässigen Dichte mit der Nähe zur Risi-

koanlage. 

Architektur, Gebäu-

deausrichtung, Bau- 

und Haustechnik 

 Gebäudefassaden sollten einen genügenden Wi-

derstand gegen kurzzeitige Hitzestrahlungsein-

wirkung aufweisen. 

 Gebäudefassaden sollten nicht aus brennbaren 

Materialien bestehen.  

 Möglichst wenige und kleine Fassadenöffnungen 

(Abb. 2). 

 Brandschutzverglasung (z.B. EI30). 

 Normale Hauseingänge sollten die natürlichen 

Fluchtwege sein; kurz und von den Anlagen ab-

gewandt (Abb. 3). 

 Luftansaugstellen von Lüftungsanlagen und Kli-

mageräten anlagenabgewandt sowie möglichst 

hoch über dem Boden platzieren. 

 Bei der Zufahrt zu Tiefgaragen sollte mit geeigne-

ten baulichen Massnahmen das Eindringen von 

unfallbedingt freigesetztem Brennstoff verhindert 

werden. 

 Dichte Gebäudehülle (massive Bauweise) (Abb. 

4).  

 Bauliche Massnahmen gegen Druckwellen (Ver-

bundglasfenster oder Schutzmauern).  

 Anlagenabgewandte Fassadenöffnungen (Abb. 

5).  

 Anordnung von Räumen mit einer hohen Perso-

nenbelegung oder in denen sich Personen über 

eine lange Zeit aufhalten auf der anlagenabge-

wandten Seite. 

 Spielplätze und Begegnungszonen im Freien auf der anlagenabgewandten Seite anordnen, 

evtl. geschützt durch einen Gebäuderiegel. 

 Bei personenintensiven Neubauten (z.B. Einkauf-

scenter): Einbau von Gassensoren mit automati-

scher Störfallsteuerung (z.B. Ausschalten Lüf-

tung, Alarmierung Notfalldienst, automatische Durchsagen für richtiges Verhalten). 

 

Abbildung 2: Wenig Fassadenöffnungen 

Abbildung 3: Zu vermeiden: ungünstige 

Fluchtwege 
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Umgebungsgestal-

tung 
 Der unmittelbar neben den Gleisen verlaufende Land-

streifen trägt im Falle eines Unfalles auf der Schiene 

zur Ausbreitung bzw. zur Zurückhaltung des Gefahr-

gutes bei. Günstig sind Grünanlagen aller Art wie z. B. 

Büsche, Schrebergärten, Rasen oder grüne Schutz-

wälle. Dies gilt insbesondere noch in Kombination mit 

einer Lärmschutzkonstruktion bahnseitig (Abb. 6 & 7). 

 Anzustreben ist eine Nutzung mit möglichst wenig Bo-

denversiegelung im Gleisbereich, z. B. Parkplätze mit 

offenen Rasengittersteinen oder Kiesplatz (Mass-

nahme nur ausserhalb von Grundwasserschutzzo-

nen) (Abb. 8). 

 

 

Organisatorische 

Massnahmen 
 In speziellen Fällen: Früherkennung durch Alarmierung von Personen auf angrenzenden Par-

zellen; Installation von Drehleuchten und akustischen Signalen 

Abbildung 4: Massive Bauweise Abbildung 5: Zu vermeiden: Fassadenöff-
nungen 

Abbildung 6: Versickerungsfähige Grünflä-
chen 

Abbildung 7: Kombination mit Lärmschutz 
Abbildung 8: Wenig versiegelte Fläche ent-
lang des Gleisbereichs 
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ANHANG 5: MUSTERVORLAGE PLANUNGSVEREINBARUNG  



 

53 

 



 

54 

 



 

55 

 



 

56 



 

57 

ANHANG 6: GLOSSAR 

Aufzonung 

 

Unter Aufzonung wird die Zuweisung eines Grundstücks von einer Bauzone mit relativ gerin-

gen Ausnutzungsmöglichkeiten zu einer anderen Bauzone mit höheren Ausnutzungsmöglich-

keiten verstanden. 

Beratung Mit der hier vorgeschlagenen Beratung des Bauherrn durch die kantonale Vollzugsbehörde bei 

möglicherweise risikorelevanten Vorhaben im Konsultationsbereich wird den Kantonen eine 

Methode empfohlen, wie sie Artikel 11a Absatz 1 StFV im Rahmen von Bauvorhaben in rechts-

kräftigen Bauzonen, bei welchen keine Koordination in der Richt- und Nutzungsplanung statt-

gefunden hat, umsetzen können. Die Beratung beinhaltet die Abklärung der Risikorelevanz des 

Vorhabens, die Information des Bauherrn über die Risikosituation und die Information des Stör-

fallanlageninhabers. Die Beratung kann auch die Empfehlung bestimmter Schutzmassnahmen 

umfassen (vgl. dazu Anhang 4).  

Beurteilung gemäss Art. 7 

Abs. 2 StFV  

Bei der Beurteilung der Tragbarkeit des Risikos berücksichtigt die Vollzugsbehörde die Risiken 

in der Umgebung und beachtet namentlich, dass die Wahrscheinlichkeit, mit der ein Störfall 

eintritt, umso geringer sein muss, je: 

a. schwerer die Schutzbedürfnisse der Bevölkerung oder der Umwelt vor schweren Schädigun-

gen infolge von Störfällen gegenüber den privaten und öffentlichen Interessen an einem Be-

trieb oder einem Verkehrsweg wiegen; 

b. grösser das Ausmass der möglichen Schädigungen der Bevölkerung oder der Umwelt ist. 

Einfache Risikoabschät-

zung 

Grobe Abschätzung des durch die Planung voraussichtlich entstehenden Risikos unter Einbe-

zug der evaluierten Sicherheitsmassnahmen nach Artikel 3 StFV und einfachen Schutzmass-

nahmen. Zuständig für die Erarbeitung der einfachen Risikoabschätzung ist die Planungsträge-

rin, wobei die Vollzugsbehörde anzuhören ist (Art. 11a Abs. 3 StFV). Dabei ist auch der Inha-

ber der Störfallanlage einzubeziehen. Diese kann in der Regel mit den zur Verfügung stehen-

den Screeningmethoden durchgeführt werden.  

Einzonung Unter Einzonung wird die Zuweisung eines Grundstücks zur Bauzone verstanden. 

Empfindliche Einrichtung Empfindliche Einrichtungen sind Objekte mit erschwerter Evakuierbarkeit der Bevölkerung 

(aufgrund reduzierter Mobilität der Bevölkerung oder grossen Personenansammlungen). Vgl. 

dazu Tabelle 1 unter Ziff. 3.2.3 hiervor. 

Grundnutzungsplanung Die Grundnutzungsplanung beinhaltet die flächendeckende Nutzungsplanung einer Gemeinde, 

in der Praxis Ortsplanung genannt. Sie besteht aus dem Gesamtzonenplan und dem Bauregle-

ment (auch Bauordnung, Bau- und Zonenordnung, Bau- und Zonenreglement etc. genannt). 

Die Grundnutzungsplanung trennt das Baugebiet vom Nichtbaugebiet, unterscheidet Bau-, 

Landwirtschafts- und Schutzzonen und weist die Parzellen den verschiedenen Grundnutzungs-

zonen (z.B. Wohn-, Misch-, Kern- und Arbeitszonen) zu. Der Gesamtzonenplan wird in der Re-

gel in einem eher kleinen Massstab (z.B. 1:2'500 oder 1:5‘000) erstellt.  

Interessenabwägung 

(raumplanerisch) 

Artikel 3 RPV zur Interessenabwägung lautet wie folgt: 
1 Stehen den Behörden bei Erfüllung und Abstimmung raumwirksamer Aufgaben Handlungs-

spielräume zu, so wägen sie die Interessen gegeneinander ab, indem sie: 

a. die betroffenen Interessen ermitteln; 

b. diese Interessen beurteilen und dabei insbesondere die Vereinbarkeit mit der anzustreben-

den räumlichen Entwicklung und die möglichen Auswirkungen berücksichtigen; 

c. diese Interessen auf Grund der Beurteilung im Entscheid möglichst umfassend berücksichti-

gen. 
2 Sie legen die Interessenabwägung in der Begründung ihrer Beschlüsse dar. 

Kantonaler Richtplan Im kantonalen Richtplan zeigen die Kantone auf, wie in ihrem Gebiet die raumwirksamen Tä-

tigkeiten aufeinander abgestimmt werden. Der Richtplan ist behördenverbindlich. 

Kollektivrisiko Die Beurteilung des Personenrisikos anhand der Wahrscheinlichkeit, dass ein Ereignis ein be-

stimmtes Ausmass (Anzahl Todesopfer) erreicht.  
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Konsultationsbereich Der an die raumplanungsrelevanten Störfallanlagen «angrenzende Bereich», welcher gemäss 

Artikel 11a Absatz 2 StFV von der Vollzugbehörde festzulegen ist. Im Konsultationsbereich 

kann die Erstellung neuer Bauten und Anlagen zu einer erheblichen Erhöhung des Risikos füh-

ren, sodass bei Richt- oder Nutzungsplanungen eine Koordination mit der Störfallvorsorge nö-

tig ist. 

Nutzungsplanung Grundeigentümerverbindliche Planung, welche die Festsetzung von Art und Mass der konkre-

ten baulichen Nutzungen beinhaltet. Die Festlegungen sind parzellenscharf. 

Planungsträgerin Die zuständige Behörde gemäss Artikel 11a Absatz 3 StFV, die über eine Änderung einer 

Richt- oder Nutzungsplanung in einem an Betrieben, Verkehrswegen und Rohrleitungsanlagen 

angrenzenden Bereich gemäss Artikel 11a Absatz 2 StFV beschliesst. Dies ist in der Regel die 

Gemeinde. Nicht gemeint mit Planungsträgerin ist die kantonale Plangenehmigungsbehörde 

nach Artikel 26 RPG. 

Planungszone Die Planungszone (Art. 27 RPG) bezeichnet ein Gebiet, in dem die Nutzungsplanung geändert 

werden soll. Die Planungszone ist sofort mit deren Erlass rechtswirksam. In einem als Pla-

nungszone bezeichnetem Gebiet darf während einer bestimmten Zeit nichts unternommen 

werden, das die (zukünftige) Nutzungsplanung präjudizieren würde. Namentlich sind Baupro-

jekte blockiert, die dem Zweck der Planungszone widersprechen. 

Raumplanungsrelevante 

Störfallanlagen 

Als raumplanungsrelevante Störfallanlagen werden diejenigen Anlagen im Geltungsbereich der 

StFV bezeichnet, die aufgrund ihres Gefahrenpotenzials signifikante Gefahrenquellen für die 

Bevölkerung ausserhalb bzw. in der Umgebung der Störfallanlage darstellen. 

Risikorelevanz Bezieht sich auf Planungen und Bauvorhaben innerhalb des Konsultationsbereichs. Eine Risi-

korelevanz ist dann gegeben, wenn die Planung oder das Bauvorhaben zu einer erheblichen 

Erhöhung des Störfallrisikos führt. 

RPG Raumplanungsgesetz (SR 700) 

RPV Raumplanungsverordnung (SR 700.1) 

Schutzmassnahmen Das Ziel der Schutzmassnahmen besteht darin, das Ausmass der infolge eines Störfalls entste-

henden Einwirkungen auf die Bevölkerung mit Massnahmen planerischer oder baulicher Art auf 

den Grundstücken in der Umgebung der Störfallanlagen zu minimieren. Die Schutzmassnahmen 

werden in der jeweiligen Planung (Richt- oder Nutzungsplanung) festgelegt. Grundeigentümer-

verbindliche Massnahmen können nur in der Nutzungsplanung festgeschrieben werden. 

Sicherheitsmassnahmen 

nach Art. 3 StFV 

Der Inhaber eines Betriebs oder eines Verkehrswegs muss alle zur Verminderung des Risikos 

geeigneten Massnahmen treffen, die nach dem Stand der Sicherheitstechnik verfügbar, auf-

grund seiner Erfahrung ergänzt und wirtschaftlich tragbar sind. Dazu gehören Massnahmen, mit 

denen das Gefahrenpotenzial herabgesetzt, Störfälle verhindert und deren Einwirkungen be-

grenzt werden. 

Sondernutzungsplan Als Sondernutzungspläne gelten Gestaltungspläne, Quartierpläne, Bebauungspläne, Überbau-

ungsordnungen etc. Sie gestalten den Grundnutzungsplan aus oder schaffen abweichende 

Regelungen (z. B. andere Abstände etc.) und werden angewendet für die Konkretisierung be-

stimmter Aufgaben und Ortsplanungsziele. Sondernutzungspläne beinhalten neben dem Plan, 

der in der Regel in einem eher grösseren Massstab (z.B. 1:500) ausgestaltet ist, jeweils auch 

Sonderbauvorschriften. 

Störerprinzip  Das polizei- und umweltrechtliche Störerprinzip verpflichtet den Störer, eine Gefahr oder Störung 

zu beseitigen oder die Kosten für die Massnahmen zur Herstellung des ordnungsgemässen Zu-

stands zu tragen. Störer ist derjenige, welcher durch sein Verhalten eine Störung oder Gefahr 

verursacht. 

StFV Störfallverordnung (SR 814.012) 

USG Umweltschutzgesetz (SR 814.01) 
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Vertiefte Risikoabklärung Vertiefte Abklärung des durch die Planung voraussichtlich entstehenden Risikos unter Einbezug 

der evaluierten zusätzlichen Sicherheitsmassnahmen und weiteren Schutzmassnahmen. Zu-

ständig für die Erarbeitung der vertieften Risikoabklärung ist grundsätzlich die Planungsträgerin. 

Welche Untersuchungen im Einzelfall erforderlich sind, ist unter Einbezug der Vollzugsbehörde 

(Art. 11a Abs. 3 StFV) und des Inhabers der Störfallanlage zu entscheiden. Im Gegensatz zur 

einfachen Risikoabschätzung kann sich eine vertiefte Risikoabklärung als sehr aufwändig erwei-

sen. Hier bedarf es in der Regel einer Risikoermittlung nach StFV. 

Vollzugsbehörde Die gemäss Artikel 23 Absatz 1 und 2 StFV bezeichnete Behörde.  

 

Zus. Sicherheitsmassnah-

men, gemäss Art. 8 StFV 

Ist das Risiko nicht tragbar, so hat der Inhaber eines Betriebs oder eines Verkehrswegs auf 

Anordnung der Vollzugsbehörde die erforderlichen zusätzlichen Sicherheitsmassnahmen nach 

Artikel 8 StFV zu treffen. Zu diesen gehören nötigenfalls auch Betriebs- und Verkehrsbe-

schränkungen sowie Betriebs- und Verkehrsverbote. Im Gegensatz zu den Sicherheitsmass-

nahmen nach Artikel 3 StFV können die zusätzlichen Sicherheitsmassnahmen für den Inhaber 

wirtschaftlich untragbar sein. 
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